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Ernst Rausch 



Mit Geiielimigung der pbilosophisclieu Fakultät bringt die 
vorliegende Dissertation nur einen Teil meiner eingereichten 
Arbeit: „Französische Handelspolitik vom Frankfurter Frieden 
bis zur Tarifreform von 1882" und zwar die Seiten 1 — 41. Die 
vollständige Arbeit wird als 2. Heft des 18. Bandes der „Staats- 
uud socialwissenschaftlichen Forschungen, herausgegeben von 
Gustav Schmoller'', bei Duncker & Uumblot in Leipzig erscheinen. 



Einleitung. 



Die Handelspolitik eines Landes nach einer Toigefalateii 
Sehalmeiniing sa betraohten, dieser Standpunkt ist Yon der 
heutigen Wissenschaft so gut wie gana aufgegeben worden. 

Ein jedes Land mufs nach seinen besonderen ökonomischen, 
socialen und politischen Verhältnissen untersucht werden. Erst 
dann wird sich ein Schlafs ziehen lassen, welches wirtschafts- 
politische System am besten das Gedeihen einer geschlossenen 
volkswirtBcWt Terbttrgt 

Das gro&e Geseta yon der Arbeitsteilung Iftlst sich nicht 
ohne weiteres auf die Weltwirtschaft anwenden, und der all- 
gemeine Freihandel ist nur ein Traum, dessen Verwirklichung 
auch der allerfernsten Zukunft schworlk-h beschert werden 
Aber in der Forderung nach einer thunlichst liberalen 
Zollpolitik steckt doch ein gut Teil Wahrheit. Das Wohl 
des Ganzen zu fördern, gilt eben filr den Staatsmann als das 
höchste Geseta. Daher darf er nicht allein auf die Stimme 
der im innerpolitischen Leben yieUeicht maCqgebenden Pro- 
duzenten httren, sondern mufs stets daneben die Lebens- 
bed Innungen der breiten Massen , der Konsumenten, berück- 
sichtigen. 

Frankreich ist, wie in der ersten Hälfte des Jahrliunderts, 
wieder da^* klassische i^aiifl des Schutzzolls geworden, sodafs 
man von einem ancien regime moderne gesprochen hat. Die 
Grttnde, welche au dieser Entwicklung geführt haben ^ hßß&ik 
aum giofsen Teil auf innerpolitischem Gebiet. Man darT es 
nie vergessen, dafs auch die wirtschaftlichen Mafsnahmen eines 
Volkes zugleich IVTachtfrapff^n sind , in denen die einzelnen 
Klassen miteinander ringen, und welche die herrschenden 
Kla.-isen in ihrem Sinne, d. h. zu Gunsten der Aufrechterhaltung 
ihrer Herrschaft, zu lösen bemüht sind. Zumal in einem 
parlamentarisch regierten Staate wird dies Bestreben der ein- 
zelnen Interessentengruppen sdir häu£g eher den Ausschlag 
geben, als der mehr sociale Gesichtspunkt einer über dem 
Parteigetriebe stehenden Regierung, welche das Wohl des Ganzen 
als die oT>f rste Richtschnur ihrer Politik hinzustellen gewillt ist. 

Eine Klassenherrschaft in einer Demokratie mag sonderbar 
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erscheinen; aber yielleicht liegt solche Herrschaft Uberhaupt 
im Wesen des Staats und jeder politischen Gemeinschaft. Das 
Streben nach Macht ist der hervorstechendste 7ju^ des poli- 
tischen Lebens. Einer der Hauptanhänger der Julimonarchie, 
der Graf Joubert, sagte einmal im Parlamente: „Keine Gesell- 
schaft kann eine Aristokratie entbehren, jede lie^erung hat 
«ine soldie nötig. Wollen Sie wiMen, wäehe» die der Juli- 
regierung ist? Es ist die der Qrofsindustriellen und greisen 
Fabrikanten; in ihnen hat man die Hanptsttttzen der neuen 
Dynastie zu suchen" ^ 

Man kann aber noch weiter gehen: die Grof^^iTiduRtriellen, 
zu denen sich in der jüngsten Zeit auch die Groisgrund- 
besitzer gesellen, haben sich nicht nur als die herrschende 
Klasse der Julimonarchie, sondern im wesentlichen aller Re- 

g'erangen Frankreichs in diesem Jahrhundert gelüblt und 
tsonders die Wirtschaftspolitik ihren Zwecken mensthar su 
machen gewufst. 

Nicht ohne Bprr'elitiirnnp: stellt deshalb Fournier de Flaix 
im Jahre 1885 in der Vorrede /u seinem Buche „L'impöt sur 
le pain" als Hauptziel der proiektionistischen Bewegung die 
„Zuerteilung der politischen Macht au dxe Grolsgrundbesitzer 
und Kapitalisten'' hin. 

Ähnlich charakterisiert der AdTokat Typaldo-Bassia ihren 
Grundsatz^: »Der nationale Harkt den nationalen Erzeug- 
nissen!" damit: „Dieser Grundsatz bedeutet nichts anderes, 
als folgender: ,Der nationale Markt den Eraeugnissen einiger 
Ghrundbesitzer und industriehäupterf^" 

Solche Urteile tiber die französische Schutzzollbewegung 
bedeuten freilich kaum etwas anderes, als einseitig gefärbte 
Schlagwörter. Aber dafs sie nicht rein aus der Luft gegriffen 
sind, kann man ebensowenig bestreiten. 

Politisch betrachtet erscheint also die französische Handels- 
politik dieses Jahrhunderts als der Kampf gewisser Interessenten- 
gruppen um die Erhaltung ihres wirtschaftlichen Wohlergehens 
und damit zugleich um ihre ausschlaggebende Stellung im 
Suiate. In diesem Kampfe sind sie nicht immer siegreich ge> 
wesen. Die energisch eingreifende Regierung Napoleons in., 
welcher seine Dynastie populär zu machen und auf einer 
breiteren Grundlage au be^BStigen gedachte, als seine Vor- 
gänger auf dem Throne, wufste sich von aer Allmacht der 
GrorsnKlu5:tricllon zu emancipiercn und führte bereits in den 
Jahren 1853 — 1860 nach und nach liberalere Grundsätze in 
die französische Handelspolitik ein. Im Jahre 1860 beseitigte 
der Kaiser dann durch eine Art Staatsstreich, d. h. ohne Mit- 

' Citierf in der Kede des MiniHters Tiiaid VOm SUJstllUUr 1880; 
siehe Annalf ^ ili la chambre des de])ntf^s\ 

* Typaido-Bagsia , La protection industrielle et le uouveau regime 
donanier, 1898 S. 85. 
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Wirkung des gebetz^ebeuden Körpers, die ultraprotektiüiiistiscl»e 
Zollpolitik des ancien regime ▼oUkommen, indem er Handels- 
verträge mit England und Belgien und bald darauf mit fast 

Bärntliclitii Kultur«t!i.it<'n in ^cmäfsigt freihttndlerischem Sinne 
und mit der Klausel der Meistbegünstigung schlofs. 

Doch mit dem Sturze des Monarchen gewann wieder die 
alte HochschutzzoUbewegunj^ an Kraft. Die von der aus- 
ländischen Konkurrenz bedrohte Industrie und Landwirtschaft 
wuföte um so leichter eine starke Gefolgschaft im i'ariameut 
fUr sich zu gewinnen, als die Hauptverteidigung der napoleoni- 
schen Politik in den Händen der sogenannten Ökonomisten 
lag, deren Theoricen mit ihren Abstraktionen in der ganzen 
Welt in Mifskredit gekommen waren. Dem gegenüber hielten 
sich die Vertreter der nationalen Produktionszweige durchaus 
an die gegebenen Verhältnisse und verstanden es, unter Ent- 
faltung einer grolacn Agitation im Land«-, bald die Mehrheit 
des französischen Volkes zu ihren Gunsten zu stimmen. 

Ob nun freilich diese reaktionäre Bewegung, welche in 
dem republikanischen Frankreich durch und durch volkstüm^ 
lieh ist, auch f^r das Ganze der französischen Volkswirtschaft 
heilsam und gewinnbringend ist, oder ob sie nur zur Er- 
haltung des Reichtums und Einflusses der herrschenden Klassen 
dient, darüber wird die Gcschiclite , die Statistik, die Be- 
trachtung des französischen Volkswohlstandes im V^ergleich zu 
dem anderer Länder zu entscheiden haben. 

Mir liegt es ob, den Gang dieser Entwicklung, welche 
ihren Höhepunkt auch heute noch nicht erreicht zu haben 
scheint, hauptsächlich an der Hand der französischen Paria- 
mentsberichte, in denen sicli die Lebendigkeit der Bewegung 
am besten widerspiegelt, zu zeichnen. Das Wachsen und 
Werden des französischen Zolltarifes von 1882 als Fruclit und 
Kompromifs der parlamentarischen Kämpfe und der Verträge 
mit fremden Staaten zu erkennen und zu schildern, war 
meine Hauptaufgabe. Meine Arbeit ist also im wesentlichen 
ein Stück Parlamentsgeschichte ; und zwar werde ich mich 
bemühe II , hauptsächlich die wirtschaftliche, dann auch die 
sociak" St'itc der verschiedenen hierher gehörigen Verhandlungen 
zu beleuchten, ohne indessen die tiskalische JSeite dor einzelnen 
Gesetze ganz aiifser acht zu lassen. Das iniierj)oliti.sche 
Leben hingegen, welclies sich in allen Aufserungen innerhalb 
der Kammern klindgiebt, und welches mehr als einmal auch 
rein ökonomische GesetzesYorlagcn beeinflufst, ja zu Falle 
gebracht hat, kann ich nur in allgemeinen Zügen berück- 
sichtigen, weil sich alle Verhandluniren hinter den Coulissen 
der Kammern gröfstenteils meiner Kenntnis entziehen, und 
weil die Darstellung der inneren Politik mehr in eine all- 
gemeine Geschichte Frankreichs hineingehört. 



1* 
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Der Thiers8che Zollreformvarsuch. 



I. Kapitel. 
Vorbereitendes. 

1. Der deutsch-fransösische Handelsvertrag. 

Der Zusanunenbnich der napoleoniachen Macht and die 
Erschtttterung der franzOsisclien VolkswirtBchafl: durch den 
Krieg von 1870 71 vt rmochten nicht, sofort mit der von dem 

Kaiser befolgten Handelspolitik aufzuräumen. Denn noch be- 
standen die mit fast allen namhaften Staaten abgeschlosaenfn 
Verträge, und die Klausel der Mei.stbegünistigung, welche 
überall eine TIauptvertragsbedingung gebildet hatte, machte 
ZoUerhöhungen so gut wie unmöglich. 

Frankreich hatte nicht einmal von Deutschland, das doch 
ein grofses Interesse an der pünktlichen Zahlung der Kriegs- 
schuld hatte, erreichen können, sich durch erhöhte Zölle 
finanziolb? EinnahTnequcllen zu verschaffen. Der Artikel 11 
des Frankfurter Friedens legte für ewige Zeiten den Grund- 
satz der Meistbegünstigung in allen handelspolitisi'hen Re- 
zieliungeu zwischen Frankreich und dem Deutschen lieiche 
fest Frankreich erhielt allerdings ein kleines Zugestitndnis 
in der Bestimmung, dafs die Meistbcgttnstigungsklausel nur für 
diejenigen Begünstigungen galt, welche folgende sechs Staaten: 
Grofsbritannien, Belgien, die Niederlande, die Schweiz, Öster- 
reich und Rufsland von den beiden vertragsehliefsenden 
Mächten bereits gewährt erhalten hatten oder in Zukunft er- 
halten würden. 

Aber dies Zugeständnis war doch nur scheinbar, weil 
gerade die Verträge mit diesen Ländern Frankreich ver- 
hinderten, Zölle, welche ein schätzenswertes finanzielles Er- 
gehnis erwarten Helsen, zu erhöhen oder neu einzuführen. 
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Ebenso war die Republik hinsichtlich ihrer Schiffahrt 
gebunden. Nach dem Vertrage mit dem Deutschen Reiche 
traten die alten Schiffahrtsverträge wieder in Kraft. Indessen 
gab die Keichsregieruug der französischen wenigstens die 
MdgUchkeh, „von den deutschen Schiffen und deren Ladungen 
Tonnen- and Flaggengebtthren su eriteben**; doch aach mer 
wieder „mit dem Vorhefaalte, daTs diete Gebühren die von den 
Schiffen mid Ladungen der vorerwfthnten Nationen*' erhobenen 
Abgaben nicht überstiegen. 

Dieser Vorbehalt hob thatsächlich das gemachte Zu- 
geständnis wieder auf, da Frank reicli wegen eines Schiffahrts- 
vertrages mit Osterreich vom 11. Dezember 1866 nicht dai-an 
denken konnte, etwa geplante Flaggen- oder Tonnengeblihren 
einaufilhren. 

t. Die Aussichten der sehutBaOllnerischen 

Bewegung. 

Und doch waren die Aussichten auf einen Erfolg der 
schutzzöUnerischen Bestrebungen in der Kammer, wie im 
ganzen Lande, scheinbiur günstig, weil die allgemeine Wirt- 
schaftslage Frankreichs durchaus nicht so rosig war, wie die 
Anhänger der Handelsfreiheit gehofft hatten. Schon die 
Handelskrisis von 1864% welche sich zwei Jahre später in 
England wiederholte, schien die Versprechungen der Öko- 
nomisten Lügen zu strafen. Aber man kann getrost dagegen 
anführen, dals die Tarifpolitik keineswegs für den schleppenden 
Geschäftsgang jener Jahre verantwortlich zu machen ist 
Einerseits hemmten die politischen Verwicklungen in Europa 
und Amerika, wie der deutsch-Österreichische Krieg, der nora- 
amerikanische Secessionskrieg, die mannigfachen Revolutionen 
und Kämpfe in Mittel- und Südamerika, das weitere Steigen 
der französischen Warenausfuhr; andererseits gaben innere 
Gründe, besonders eine aufserordentliche Uberproduktion in 
mehreren Industriezweigen den Ausschlag zur Herbeiführung 
der Krisis. 

Nichtsdestoweniger aber wufsten die Gkoier der Handek- 
▼ertrftge diese allgemeine Wirtschaftslage ttlr ihre Zwecke 
auszubeuten und in ihren Agitationsreden, welche sie, von 
dem Wohlwollen der neuen Regierung unterstützt, im Lande 
hielten, zu verwerten. Ihre Hoffnungen richteten sie vor allem 
auf den Finanzminister Pouyer-Quertier, welcher schon 
früher als überzeugter Schutzzöllner hervoi^etreten war, und 
auf Thiers, den Prftsidenten der Republik. Man gedachte 
wieder der grofsen Reden, in denen Thiers in* den Jahren 
1850 und 1851 als G^er des Antrages de Sainte-Beuye auf 



1 & Schriften des Vereins für SocialpoL Bd. 51 S. 146. 
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Einführung des FreUmndels seine Anschauimgen entwickelt 

hatte, und in denen er sich bis m <^er Phraso vorstiegen 
hatte: „Sie beleidigen den Gedanken Gottes mit der jf'orderung, 
nichts zu thun und den Zufall walten zu lassen" (de ne rien 
faire et de iaiäsicr aller le haäardj^ Aber man inulste sich 
doch emgestehen, dab die eigentlich bandelspolitiBcheiL Fragen 
Air den Augenhliek nicht so brennend waren^ um dne, sofortige 
Bevision .Ea erheischen. 

Thiers und Poujer-Quertier standen infolge dernngeheuren 
Kriegsschuld und des mit einem Steüeraiisfalle von über 
60 ^lill. fr. verbundenen Verlustes von Elsa fs- Lotbringen vor 
der gebieterischen Notwendigkeit, das Budget zu erhöhen. 
Dabei konnte es nicht ausbleiben, dafs sie auch an eine 
Steigerung der Züileinnahmen dachten. Aber ihre Vorschläge 
trugen Im allgemeinen, wenigstens in der ausgesprochenen 
Absieht der Aatragsteller, nur einen fiskalischen Charakter. 
Erst im Laufe der Debatten in der Nationalversammlnng wagte 
es Thiers y nm die Eammermehrheit fUr sich zu gewinnen, 
auch an die protektionistiscbe Seite der am 12. Juni 1871 
eingebrachten Gesetaesvorlage an erinnern. 

3. Das bttdget rectificatif von 1871. 

Die Regierung brauchte, um das Deficit des Jahres 1871 
auszugleichen, 4S Mill. fr. Von der gefordert«! Summe 
sollten die indirekten Steum 149, die Zölle 244 Mill. fr. 
einbringen, wttbrend sich der Best auf verschiedene andere 
Abgaben verteilte. 

Im einzelnen wurden dieEinnahmen ausdenvoigescUagenen 
Zollerhöhungen folgendermaiaen geschätzt: 

1, Eingangszölle: Zucker' ans den Kolonien 

und dem Ausland . . 14 Mill. fr. 

Kaffee 20 „ « 

Petroleum 1^ » n 

Textilrohstoffo .... 70 „ „ 

Andere KohstotFe . . . 100 „ „ 

Fabrikate 10 „ „ 

2, Ausgangszölle 1^ » » 

3, Schi£Eahrteabgaben 5 „ » 

Zusammen 244 Mill. fr. 



» Cit. b. Paul Rougier, La libert6 commerciale 1878 cap. XVI. 

• Ani6, Etüde siir lea tarifs de douanes et snr les trait^B de 
commerce, Paris 1876, Teil II S. 262 203 giebt an dieser Stelle 
38 Mill. fr. an; doch sind 19 Hill. fr. davon xvt den indirekten Steaem 
in rechnen. 
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Diese Beträge sollten sich ergeben: 

1. ans der Erhöhung- der Zuckersteuer um ^^o; 

^ der Erhöhung des Kaffeezolls, welcher bereits am 
27. Juli 1870 von 50 auf 100 fr. pro 100 kg 
gesteigert worden war, um weitere 50 fr.; 

„ ZOUan auf Mmeralöle; 

„ einem Wertzoll von 20 ^/o auf alle TeztUrobstoffe^ 

deren Einfuhr seit 1860 frei war; 
^ aus verschiedenen Abgaben von höchstens 20*^/o 

auf Felle, Holz, ölhaltii!;e Samen und Früchte, 
Farbstoti^ und alle anderen Kohstotfe, die früher 
durch Handelsverträge oder Gesetze entlastet 
waren; 

„ ans kompensatorischen Zöllen für die aus den 

Textil- und den anderen Rohstoffen hergestellten 
Fabrikate. — Die Einnahmen aus diesen kompen- 
satorischen Zöllen wurden indes durch Zollrück- 
gaben bei der Wiederausfuhr (drawbacks), deren 
Höhe den KohstoffzöUen entsprach, etwas ver- 
ringert. 

Hierzu kamen: 

2. niedrige Ausfuhrzölle auf alkoholhaltige Getränke, 
Eier, TafelfrüchtC} Ölkuchen, Hunde btarker Ilasse 
und andere Waren; 

3. ein einheitlich bemessener sogenannter QuaizoU von 
1 fr, auf die Tonne fUr die Schiffe aller Nationen. ' 

Endlich sollte dem Chef der Regierungsgewalt das Recht 
gegeben werden, wiederum die durch Gesetz vom 16. Mai 1866 
abgeschafften Entrepot- und Flaggenzaschläge einzuführen. . 

Man sieht aus dieser Zusammenstellung:, dafs die vor- 
getJchlagenen Zölle mit Ausnahme der geplanten Schiffahrts- 
al);L^aben an sich durchaus nichts Protektionistisches an sich 
trugen. Indessen schien selbst die Regierung nicht von der 
rein fiskalischen Wiri^ung ihres Projektes im der Praxis ttbei^ 
zeugt zu sein, wenn sie auch in der Begründung der Vorlaire 
alle Bedenken zu zerstreuen suchte. Sie wies vor allem nach- 
drücklich auf die Notwendigkeit der Bezahlung der Kri^^s- 
kosten hin und betonte, dafs andere AbL^aben , z. B. von 
Lebensmitteln oder von den Nährstoffen der Industrie, Kohle 
und Eisen, unmöglich eingeführt werden könnten. Dagegen 
sei es unverständlich, warum die anderen Rohstoffe der Industrie 
bisher zollfrei gewesen wären. Im Übrigen wttrden diese Zölle 
infolge der Verteilung der Abgaben auf die ganze Hiuse des 
Volks den einzelnen Konsumenten nur sehr wenig belasten 
und höchstens die reicheren Klassen treffen. 

Am ausführlichsten verweilen die Erläuterungen zu dem 
Entwurf bei der Verteidigung des RUckzolis für die Wieder- 
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ausfuhr, ohne dafs ihnen dies in beweiskräftiger Weise gelingt. 
Es heifst darin unter anderem : Theoretisch darf „das Drawback 
bei der Ausfuhr emes Produktes nur die reine und einfache 
Wiedergabe der Steuern sein, die bei der Einfuhr von dem 
zu seiner Fabrikation verwendeten Rohstoff bezahlt sind. That- 
ßächlich aber hatte man (früher) auf den liückzoU dadurch 
eine ivirkliohe Primie gepfropft, daCs man die Cfeldbewilligungen 
BU hoch berechnete; man lielB sich durch den Staatsschata 
mehr ersetzen, als dieser empfangen hatte. Unter solchen Be- 
dingunc^en bildete der Rückzoll einen Mifsbrauch". Derartigen 
Unzuträglichkeiten versprach die Reg-ierimg künftighin mit 
Nachdruck zu begegnen. Aber ein Versprechen war immer 
noch kein Beweis. — 

Die Budgetkommission, welcher der Entwurf übergeben 
wiude^ und die unter dem Vorsits des Qrafen Benoist-d'Azy 
^iie^timist) eine eingehende Prüfung der verschiedenen Re- 
gterangsvoreehläge Tomahm, hatte auch sehr bald mancherlei 
Einwendungen gegen einzelne Punkte SBU machen , während 
ihr andere annehmbar erschienen. 

Die Ausgangszölle, gegen welche vor allem die Händler mit 
Wein und Spirituobeu lebhaften Einspruch erhoben, liefs sie 
sofort fallen und brachte die Abstimmung darüber gar nicht 
vor die Eanmier. 

Die übrigen Vorschläge teilte sie in drei Teile, welche 
sie gesondert beriet, und die auch als gesonderte Gesetze vor 
das Plenum kamen. Die beiden ersten Berichte, über die 
Verzollung der Kolonialwaren und über die Handelsmarine, 
übernahm der Abgeordnete Ancel (rechtes Centrum), den 
dritten Bericht, über die Rohstoffzölle, zusammen mit dem 
Generalbericht über das ganze Budget der Abgeordnete Casimir - 
Pörier (gemttfe. RepubL). 

II. Kapitel. 

Bas KoloBialwaTengesetz und das Handelsmarin^^esetz. 

1. Das Kolonialwarengesetz vom 8. Juli 1871. 

« 

Am 8. Juli 1871, also etwa einen Monat nach Einbringung 
der Oesetzesvorlage, unterbreitete Ancel seinen ersten Bericht 
der Nationalversammlung. Die Biidgotkommission billigte 
danach vollkommen die höhere Verzollung von Zucker und 
Kaffee. Sie beantragte sogar, die Zollerhöhungen auf andere 
Kolonialwaren auszudehnen, wie Kakao, Chokolade, Thee, 
Pfeffer, Muskaten und ähnliche Gewürze, Vanille und Cichorien, 
femer auf Weine, Alkohol und Liköre , sowie auf Tabak, so- 
weit dessen Einfuhr auf Priratrechnung gestattet war (nur für 
'Beisebedarf in kleinen Mengen, sonst war der Tabakhandcl 
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StMtsmoiiopol); ebenso war sie mit der Belastung der Mineral- 

dle einverstanden. 

Die Kommission hatte sich, wie Ancel hervorhob, haupt- 
sächlich durch das Beispiel der Vereinigten Staaten von 
Amerika, welche stets, und zum Vorteil des Fiskus, in 
schwieriger Finanzlage die Zölle erhöht hätten, und durch die 
Leichtigkeit der Ernebung dieser Steuer bestimmen lassen. 
Auch die Kammer nabm mit der Mehrheit von 477 gegen 
4 Stimmen ohne Qeneraldebatte die vorgeschlagenen Artikel an. 

Nur der Artikel 17 verursachte Widerspruch. Er bestimmte 
eine Ausnahme von den beschlossenen Abgaben für die Schiffs- 
sendungpii, «loi en Abfahrt von den Produktionsorten und ihre 
Bestimmung nach Frankreich an einem früheren Tage nach- 

Sewiesen werden" konnte, „als demjenigen, wo der Eingang 
er Finanzgesetze in den Expeditionsmlfen bekannt sein konnte'*, 
aber ^ unter der Bedingung, daCs sie bei Ankunft gedachter 
Schiffe zum Verbrauch deklariert* würden^. 

Schon der Finanzminister Pouyer- Quertier hatte darauf 
hingewiesen, dafs sich sofort bei der Kunde von den Absichten 
der Regierung alle Entrepots mit Massen von Kolonialwaren, 
nauientlich Zucker und Kaffee, gefüllt hätten, welche sämtlich 
dem neuen Zoll zu entgehen hofften. Deshalb wurde nicht 
der Tag der Promulgation des Gesetzes, sondern schon die 
Kenntnis des Tages der Einbringung der Vorlage als Termin 
für den überseeischen Import festgesetzt, damit man möglichst 
bald mit der Zollerhebung beginnen konnte. 

Der Abgeordnete Picard (linkes Centrum) protestierte gegen 
diese Ausnahm ebestimmung, weil dem Staate dadurch immerliiu 
etwa 30 Mili. fr. Eiunaiimeu entgingen und nur der impor- 
tierende Kaufmann davon Vorteil h&tte, während die Konsu- 
menten sofort nach Inkrafhreten des Gesetzes auch für die 
ausgenommenen Produkte die höheren Preise bezahlen müfsten. 

Andere Deputierte wollten im Gegensatz dazu die Aus- 
nahme auf alle vor der Promulgation des Cosr tzes vom Ur- 
sprungsort abgegangenen »Sendungen ausgedelmt wissen. 
Schliefslich wurde aber doch der Artikel 17 als Zusatzgesetz 
am 11. Juli angenommen. 

Zu der ganzen Vorlage ist noch zu bemerken, dafs die 
Meistbegttnstigungsstaaten, insbesondere England, Deutschland, 
Belgien, die Niederlande und die Schweiz, von den neuen 
Abgaben auf alkoholhaltige Getränke nicht betroffen wurden. 

Ferner will ich hier gleich einschalten, dafs am 3, Juli 
1872 auch für Arnum und Kardamom derselbe Zoll von 200 fr. 
pro 100 kg. wie für Pfeffer beschlossen wurde, während diese 
Oewttrze bis dahin nur 10 fr. zu entrichten hatten. 

So war denn ein Teil der Regierungsrorschlltge ohne 
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grofse Schwierigkeit, cla er nur fiskalischer Natur war, zum 
Gesetz geworden. Der FinanziniTiister hatte sogar die Genug"- 
thuung, statt der von Kafleo , Zucker und Petroleum berech- 
neten Einnahme von 44 Miii. fr. eine solche von 102 Mill. fr. 
in seinen VotanacMag stellen zu kOnnen, wogegen das Fallen- 
lassen der geforderten 15 Mill. fr. aus Ausgangszöllen gar nichts 
bedeutete. 

2. Das Handelsmarinegesets vom 30. Januar 1872. 

a) Regierongsaliiiekteii. 

Ebenso bereitwillig:, der "Rep^i^rung Einnahmequellen zu 
verschaffen, zeigte sich die Budgetkomraission hinsichtlich der 
Vorschläge, welche die Handelsmarine betrafen. Wiederum 
ging sie über das Verlangen des Finanzministers hinaus; sie 
war bereit, ihm statt 5 Mill. fr. 10 su gewahren. Aber der 
Gesichtspunkt, von welchem sie sich dabei leiten liefs, war 
nicht mehr fiskalisch, sondern rein motektionistisch. Die 
Kegierung wollte im allgemeinen noch das Gesetz vom 16. Mai 
1866 bestehen lassen, wonach sämtliche Materialien für dm 
Schiffsbau zollfrei waren und ferner seit dem Jahre 18ö7 für 
die fremde Schiffahrt die sogenannten Tonnengeider von ihrer 
Ladung uud von dem Jahre 1869 an die die ausländische 
Marine treffenden Flaggenabgaben in Wegfall gekommen waren. 

Die' Regierung verlangte jetzt nur als Entgelt für die 
Kosten von .Hafenbauten, Quais und dergleichen von allen 
aus den Kolonien oder dem Auslande einlaufenden Schiffen 
eine Quaiabgabe von 1 fr. auf die Mefstonne. ohne Unterschied, 
ob die Schiffe ganz oder nur zum Teil beladen waren. Die 
Wiedereinführung der Entrepot- und Flaggenabgaben behielt 
sich die Regierung noch vor, bis der Ablauf der Handels* 
Verträge oder Verhandlungen mit den beteiligten Staaten diese 
ermögOcht hätten. 

b) Amalmegeseti 17. Jili 1871. 

Vorläufig war aber daran kaum zu denken. Ja, es brachte 
sogar dieses Jahr, in welchem man allprcmein einen stärkeren 
Schutz der heimischen Flotte erwartete, dem Lande die Über- 
raschung, dafs Thiers und der Landwirtschafts- und Handels- 
minister Victor Lefranc am 17. Juli 1871 ein Projekt ein- 
brachten, wonach ausnahmsweise für die ausländischen Schiffe 
eine noch gröfsere Freiheit gestattet wurde. Bis zum kommenden 
Herbst s^te die Kttstenmhrt, welche bisher der heimischen 
Flagge reserviert geblieben war, für die Marine aller Länder 
sur Bergung der Weinernte im Süden Frankreichs erlaubt 
sein. Das Gepetz war für den Weinhau aufserordpntlich 
wichtig, weil die französischen Kommunikationsmittel für den 
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Augenblick durchaus unzureichead 'waren. Es wurde auch 
nach kurzer Debatte genehmigt. 

Die Handelskammern und die Hauptreeder von Le Havre, 
Dieppe und Dünkirchen wollten freilich die so geschaffene 
Konkurrenz gegen die eigene Küstenschiffahrt wieder ein- 
geschränkt wissen. Doch wurden hierauf bezügliche Anträge 
Oordier (1^^^^ Centrura, gem. Republ.) und Andren de Eer- 
drel (Monarchist) abgelehnt, nachdem der Landwirtscbafts- 
minister Lefranc erklärt hatte, dafs man doch Yon fremden 
Schiffen, die man zu Hilfe riefe, keine Abgaben verlangen dürfe. 

Dieses Gesetz war für die thatsächliche Notlage der fran- 
zösischen Handelsflotte bezeichnend. Offenbar befriedigte diese 
nicht einmal die Bedürfnisse des eigenen Landes völlig. 

e) Kommissioiisbericht. 

Daher ist die Stellungnahme der Budgetkommission und 
ihr Eintreten fUr einen gröfseren Schutz vollstflndig begreiflich, 
zumal sie auch noch kurz vor der Fertigstellung ihres Berichts 
durch einen selbständigen Antr^ig der Al)^^( < rdneten General 
du Tem ule (Koyalist) und Genossen in der Katiouai Versammlung 
aufgefordert wurde, Schritte surAufhehung de&Gefletsea vom 
Mai 1866 und rar Wiedereinführung der EntrepotzuseUäge 
ra thun. 

Am 10, August 1871 übergab Ancel seinen Bericht mit 
den Anträgen der Budgetkommission der Nationalversammlung. 
Die Beratung darüber wurde indessen erst am 23. Januar 1872 
aufgenommen, weil man zuvor andere Teile des Budgets 
diskutierte. 

Nach dem Bericht war seit 1866 der Schiflshau und die 
. Reederei» letatere besonders nach Indien und Australien, zurück- 
gegangen, während der Bestand an Schiffen seit langer Zeit . 

stationär geblieben war. Durch den Schutz allein, so führte 
Ancel aus, würde den Werften wieder Arbeit gebracht, würden 
die Arbeiter versorgt werden. Ohne den Schutz aber dürfte 
bald die französische Civilisation auf dem Erdball verdrängt 
worden; ohne den Schüts wttrde Frankreich zugleich mit 
seiner Handdsfiotte eine praktische Schule für seine Kriegs- 
marine verlieren. 

Um den Mifsständen abzuhelfen, hatte man zuerst die 
Einführung von Prämien vorgeschlagen. Doch entschied sich 
die Kommission wegen der ungünstigen F inanzlage des Staates 
• in der Hauptsache für die Erneuerung des Regimes vor 1866. 

Zum Schutze der eigentlichen Schiffahrt waren neben den 
Quaiaheaben der Begierung, die man für Schiffe aus europtt- 
ischen Liiadem und dem Mittelmeer auf 50 cents. ermttfsigt 
hatte, nochFkHSgen- und Entrepot-ZuschUlge bestimmt. Letztere 
trafen mit 8 tri auf 100 kg die sogenannte indirekte Schiff- 
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fahrt, welche die Waren nicht unmittelbar aus dem aofser- 
europäischen Produktionsland, sondern auf dem Umwege über, 
europäische Entrepots nacli Frankreich brachte. Eine Aus- 
nahme von diesen neuen Zuschlägen setzte man nur für die 
Waren fest, welche bereits anderen, höheren Abgaben unter- 
lagen. Die Flaggenzuschläge (suitaxes de pavilionj sollten 
die Schiffe aller Länder treffeD, doch je nach der Entfemong 
in verschiedenem Grade. Sendungen aas Buropa und dem 
Mittelmeer hatten fUr 100 kg 76 cents. zu entrichten, die 
Schiffahrt innerlialb der anderen Küsten des atlantischen 
Oceans 1 fr. 50 cents., die sonstige Schiffahrt 2 fr. 

Für den Schutz des Schifisbaus hatte man die Einfuhr- 
zölle auf fertige Schiffe und Schiftskorper, welche seit 1866 
nur 2 fr. pro Tonne betrugen, beträchtlich erhöht Die 
FVanzisierangeabgaben (droits de francisation ; Abgaben filr den 
Übergang in französischen Besitz) sollten künftig für Schiffs- 
körper je nach dem verwendeten Material 30 — 50 fr. und fttr 
fertige Schiffe 40—60 fr. auf die MefstonTi^^ hetrnp^on. 

Mit diesem Gesetz beabsichtigte man den fremden Wett- 
bewerb keineswegs auszuschliefsen , sondern nur die Marine 
vor dem völligen Verfall zu bewahren. Aber die Hoffnung 
der Budgetkommiflsion, auch bei dieser Vorlage eine debatte- 
lose Annahme erzielen zu können, schlag fehl. 

d) Ksminerdekattei. 

Schon der erste Redner in der Generaldiskussion, Johnston 
(rechtes Centrum , aber Freihändler) , führte eine Reihe ge- 
wichtiger, für den uuuarteiischen Beobachter zum Teil durchaus 
überzeugender Grttnae gegen die Kommisaionabeschlttsse. mit 
denen sich die Regierung einverstanden erkliirt hatte, ins Feld, 
. sodafs ihr Schicksal zweifelhaft erschien. 

Nach Johnston war die Vorlage liauptaächlich durch den 
Wortlaut der Wiener Konvention vom 11. Dezoinbcr 1866 
unausführbar. Denn der Artikel 6 dieses Handelsvertrages 
mit Österreich besagte mit der Bestimmung der Reciprocität 
ausdrücklich : „Die unmittelbar von Österreich nach Frankreich 
unter dsterreichlBcher Flagge und vom 12. Juni 1869 an unter 
der Flagge irgend eines Landes eingeführten Waren jeder 

Art sollen weder höhere Zölle, noch andere Abgaben 

jeder Art zum Vorteil des Staates, der Gemeindnn . örtlicher 
Verbände, Privat}»ersonen oder irgendwelcher Unternehmungen 
boz'dilen, als wie wenn sie unter der nationalen Flagge ein- 
getuhrt worden wären." 

Da nun diese Vertragsbestimmung durch die Klausel der 
Meistbegünstigung bis Kum 1. Januar 1877 noch fHir acht andere 
Mächte gültig wäre, so seien zuerst Verhandlungen mit öster* 
reich nötig, um nicht die ganze Vorlage illusorisch zu machen. 
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Naeh diesem principiellen Einwand kritisierte Johnston 
die einseinen Teile der Vorlage, indem er snerst die Air die 
Seeschiffahrt geplanten Schutzmafsregeln besprach. Er leugnete 
zunächst den von der Kommission und der Regierung be- 
haupteten Stillstand in der Entwicklung der Handelsflotte und 
der tlberseeischen Warenausfuhr. Der Anteil der fremden 
Marinen an dem Verkehr in französischen Häfen, welcher im 
Jahie 1863 nnr 57<>/o betragen hatte, sei allerdings bis 1869 
auf 60 ^/s gestiegen, und zwar als ganz natürliche Folge der 
liberaleren Schiffahrtspolitik. Zugleich habe sich aber der 
Tor» neu alt der lieimisrlien Handelsflotte absolut, d. h. im 
internationalen Handel, um 44 ^ o verraelirt. Die vorgeschlagenen 
Flaggen zuschlage, weiche infolge der Verträge nur die indirekte 
Schiffahrt, den tiers paviQon, treffen würden, könnten aber, 
bei einer Beiahung der Notlage, nur einen geringen Schuti 
bringen, weil die indirekte Schiffahrt nnr 11^7« der gesamten 
überhaupt ausmachte. Aulaerdem würden zugleich mit der 
fransOsischen Handelsflotte anch die anderen, direkt importieren- 
den, viel mächtiii^eren Flnir^^en geschützt. Weiter sei durch 
diesen Schutz der Flotte eine aulserordentliche Schädigung 
des iiberseeischen Handels mit Getreide und Rohseide, welcher 
hauptsächlich den Gegenstand der indirekten Einfulir bilde, 
zu erwarten. Der fiedner verwies auf die Botschaft des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten, Grant, welche ein ähn- 
liches, in Nordamerika bestehendes Gesetz als ein grofses 
Unglück yerurteilte. In der That hätte der amerikanische 
Nationalökonom Wells nachgewiesen, dafs die Handelsmarine 
Amerikas unter der Herrschaft dieses Systems des indirekten 
Schutzes zurückgegangen wäre. Dagegen sei England nach 
Aufgabe der Schiffahrtsakte die erste Seemacht der Welt ge- 
wonien. Johnston verlangte also die Verwerfung ddr Flaggen- 
zuschläge und der sie ergänzenden Entrepotzuschläge. — 
Fiskalisch seien nnr die Quaiabgaben, da sie auch von fran- 
zösischen Schiflen erlegt werden müfsten. Diese Tonnengelder 
schlössen aber die Grfahr in sich , überhaupt die Schiffahrt 
von den französischen Halen zu Gunsten der belgischen und 
italienischen zu verscheuchen. 

Johnston ging dann zu den SchutzmaTsregeln fjllr den 
SchifRiban, den sogenannten droits de finincisation, tlber. Diesen 
Teil des Gesetzes lehnte er schon aus dem formeUea Grande 
ab, weil die Budgetkommission damit ihren Auftrag über- 
schritten hätte. Die Vorschläge seien pranz und <:^f\v protek- 
tionistisfh und hätten mit der Richtigstellung des Staats- 
haushalt.s gar nichts zu thun. Obendrein aber würde mit dem 
Schutz des Schiffsbaus durch hohe Zölle auf importierte See- 
schiffo zugleich das Materiid ftUr die Schiffahrteesellschaften, 
welche bisher ihre Schiffe billig aus dem Ausland bezogen 
hiktten, verteuert und damit der Handelsmarine ein schwerer 
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Schlag zugrefflgt werden. Im übrigen betonte Johaston, dafs 
er den Niedergang der franzÖBiBchenSohiffsbauindustria durchaus 
nicht bestreite und gern ftir den Schutz derselben eintreten 
werde, aber nicht in der vorgeschlagenen Weise. 

Der Abgeordnete General du Tem[ile (Royalist) suchte 
Johnstons Bedenken zu widerlegen. Er gab zu, dafs die 
SduffithrtsTerträge das sofortige Inkrafttreten des Gesetzes 
▼erhinderton. Deswegen, dflrfe man dieses aber nicht fallen 
lassen, sondern mOsse den Versuch machen, die Vertrüge 
zu löäen. 

Der Schutz der heimischen Flotte geböte sich jedem Lande 
von selbst. Sogar England unterstütze seine Marine; zwar 
nicht durch Zölle und Schiffahrtsbeschränkungen, aber statt 
dessen durch Lokalabgaben für die Unterhaltung der Leucht- 
turme , durch Ankerstellenabgaben und anderes, während 
Amerika Primicn bewillige. — Frankreichs Handelsflotte aber 
sei „fast tot*^. 

Du Temple erinnerte an die Ergebnisse der grofsen En- 
quete von 1870 über die Lage der Schiffalirt. Damals hatte 
man den Niedergang 1. auf die Gesetzgebung, 2. auf das 
System der sogenannten inscripiion maritime , 3. auf den 
Mangel an Initiative und Kühnheit seitens der französischen 
Reeder, deren Gewerbe vordem nur durch die Protektion des 
Staates erstarkt wäre, und auf die Konkurrenz des Auslands 
zurückgeftlhrt. 

Du Temple forderte deshalb 1. die Änderung der Gesetz- 
gebung in der vorgeschlagener Weiso ävr Wiedererrichtung 
der Schutzvorschriften des ancien rögimo. Für die Vortreff- 
lichkeit derselben führte er an, dafs von 1841 — 1859 der 
Tonnengehalt der Handeisflotte von 599000 auf 1 200000 Tonnen 
gestiegen sei. 

2. Den schädigenden Einflufs der inscription maritinie 
bestritt du Temple dagegen. Nach dieser Einrichtung war die 
männliche Kfistcnbovölkerung Frartkreit-hs vom 20. bis zum 
50. Jahre verpüichtet, sich imiiu'i- znv Verfügung i{es Staats- 
oberhauptes zu halten, welches bie jederzeit zum Dienst auf 
der Kriegsflotte einberufen konnte. Die Namen aller Schiös- 
arbeiter, Matrosen und Fischer waren auf einer* besonderen 
Liste verzeichnet Damit stand die Vorschrift in Verbindung^ 
hei dem Schiffsbau nur einheimische Kräfte zu beschSftigeny 
und auf den Schiffen h(}chstens auslAndischer Bemannung 
anzustellen. 

Dieses Inskriptionss) stein verursachte nach Du Temple 
durchaus keine Verteuerung der Produktionskosten der Reedfer, 
welche sich selbst fUr die Beibehaltung desselben ausgesprochen 
hätten. 

3. Die Hochseeschiffiihrt hätte ganz allein durch die in- 
folge der Unterdrückung der FlaggenzuschUige ermöglichte 
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Konkurrenz des Auslandes gelitten. Am meisten ssu fttrditen 

sei DeutschlaTid , welches uob mit geringeren Gewinnen be- 
gnügte, und England, welches mit seiner billigeren und besseren 
Kohle, seinem lieHseren Schiffsmate ri;il und nicht zum wenigsten 
durcii den ratrioübmus seiner Kauiieute, der tsie nur eigene 
Schiffs benutsen heibe, der fransOstacheii HandeUflotte täglich 
mehr und mehr susetzte. 

Du Temple schlofs mit dem Hinweis auf die militltrische 
Notwendigkeit des Bestehens einer starken Handelsmarine: 
„Wir unterhalten mit grofsen Kosten militärische Schulen. 
Bewahren wir diese natürliche Schule, wo man die Gefahr zu 
verachten lernt, und wo man nicht nach dem ungestörten 
Wohlleben fragt. Dies Leben könnte unserer ländlichen und 
stsdtiscfaen Bevdlkerung, die durch den Dnrst nach Gewinn 
verwohnt ist, warn Vorbild dienen!" 

Nach dieser mehr patriotiachen, als beweiskräftigen Rede 
legte der Vertreter von Marseille, Olapier (linkes Centrum), 
seine abweichende Meinung im Interesse seines Departements 
dar. Mit einer kurzen Geschichte der französischen Marine- 
gesetz^ebun^ begann er und forderte auf Grund der Erfahrung 
▼or alien Dmgen auf^ die Entrepot- und Flaggenzuschläge su 
yerwerfen, wflErend er an den sonst fiskalisch gerechtfertigten 
Tonnengeldem das eine auszusetsen hatte, da» auch die nur 
teilweise beladenen Schiffe die Tolle Abgabe entrichten sollten. 
Die Flaggenzuschläge seien ftlr MarsfMlIe vollständige unannehm- 
bar, da die dort verkehrende indirektt^ Schiffiihrt, der tiers 
pavillon, fast nur aus Griechen bestände und der Stadt den 
gröfsten Nutzen brachte. Die französische Ilaudelsliotte könne 
unmöglich alle die kleinen Ernten der griechiseh-tUrkischen 
Inseln sammeln. 

Den Stillstand in der Entwicklung der Marine bestritt 
aber Ciapier durchaus nicht Doch lagen für ihn die Haupt- 
ursachen dieser Thatsache in der allgemeinen Entwicklung 
der Volkswirtschaft. Die kleinen hölzernen Schiffe seien ganz 
naturgemäfs den grofsen eisernen gewichen , und die Dampf- 
schiffahrt, in der England weit vorangeschritten sei, hätte die 
Segelschiffiihrt Überwunden. Femer machten die grofsen Ge- 
sellschaften mit ihren regelmäfsigen Fahrten und schnellen 
Verbindungen eine grofse Anzahl weniger leistungsfähiger 
Schiffe entbehrlich. Die Küstenfahrt insbesondere habe aufser^ 
dem noch den Wettbewerb der Eisenbahnen auszuhalten. 

Ciapier war von der Notwendigkeit dieser Entwicklung 
überzeugt. Die allmähliche Konzentration der Schiffahrt in 
wenige grofse Häfen galt für ihn als eine Art Naturgesetz, 
dem man auf keine Weise ohne fühlbare SdiJIdigung der ge- 
samten Volkswirtschaft entgegentreten könne. — 

In ähnlichem Sinne äufserte sich der Abgeordnete Champ- 
▼allier (rechtes Centram), welcher sonst seinen Ausführungen 



Digitized by Google 



16 



den Kolonialgesichtspunkt zu Grunde legte. Die Belastung 

des Kolonialzuckera dureli fHp bereits angenommene Vorlage 
hätte niemand als fehlerhaft bezeichnet, weil die einheimischen 
Zuckerraffinerieen mit demselben Steuersatz betroflfen worden 
wären. Für die Schiffahrt aber sollten die Kolonieen plötzlich 
als Attftland angesehen werden. Daduroh wttrde die Fracht 
nicht wenig Tertenert Andrerseits branchten die Fabriken 
in Martini<|ae^ Guadeloupe und La R^union Holz und Kohlen^ 
die sie nur durch Vermittlung englischer^ holländischer und 
amerikanischer Schiffo erlialtnn könnten. Wenn man dann 
dem durch die Zuöchläi^e verteuerten Kolonialzucker nicht 
wieder einen Zollerlafs zugestände, so könnten die dortigen 
Fabriken sich nicht mehr halten. 

Die FlaggenauschUge würden auiSMrdem die Landwirtschaft 
und die Masse der Konsumenten belasten , weil durch sie die 
Preise ftr Guano, Tabak und andere Produkte, ebenso für 
Getreide, erheblich steigen würden. Deshalb hätten sich, wie 
Marseille, auch die Handelskammern von Nantes und Le Havre 
dagegen ausgesprochen. 

Auch der Reeder undDampftnaschinenfabrikantFraissinet 
(linkes Centrum) hielt das Gesetz für schädlich. Seine Worte 
wurden mit Aufinerksamkeit angehört, weil er als Sachver- 
sttndiger sprach. Er meinte: Die Reeder nennen sich immer 
ruiniert (er sei selbst ein solcher). ^Trotzdem, wenn man 
alle Häfen Frankreichs durchläuft, so wird einem jedermann 
bestätigen, dafs die grofsen Vermögen sämtlich Reedern ge- 
hörten." Aber alle diese Leute hatten es verstaTiden, sich den 
Forderungen der Neuzeit anzuDassen. „Sie können das Dampf- 
schiff nicht hindern, fortzuscnreiten ! Sie würden den fran- 
zösischen Handel tOtenl* 

In Frankreich leide der Schiffsbau unter einer ganz 
natürlichen Konkurrenz. Es gäbe zu wenig Werften und zu 
wenig geschulte Leiter für diese Industrie. Durch die Zu- 
-ehl;ip:(^ aber würden nur die Reeder belastet, welche dann 
liirerseits n i nier den Werften tinmöglich mehr Arbeit geben 
könnten. „Je mehr Freiheit 8ie der Handelsmarine geben, 
desto^mehr wird sie fortschreiten I** 

Ähnliche Aigumente brachten noch weitere Redner der 
Opposition zur Gätung, wie Tolain (äufserste Linke) und der 
Admiral Saisset (linkes Centrum), welche hinsichtlich der 
Kriegsmarine die Anschauung vortraten, dafs diese durch die 
Entwicklung der Technik verhältnismälsif!; Tiiciit mehr so viel 
Bemannung, wie vordem, nötig hätte, und dals aufserdem die 
Ausbildung auf der Handelstiotte der Ausbildung für den 
Kriegsdienst wenig vorarbeitete. 

Die anderen Adminde der Nationalyersammlnng fand man 
durchaus entgegengesetzter Meinung. LaKonci^re le Nourry 
(Benapartist) erklärte sich sogar für einen Freihändler, wollte 



Digitized by Google 



17 



aber angesichts der unbestreitbaren Notlage doch für die Pro- 
tektion stimmen. Er beklagte lebhaft das nur äufserliche 
Interesse der Binnenbevülkerung für die Marine, welches sich 
darin widerspiegelte, dafs franzöbisciie Familien sehr häufig 
nur Söhne mit nicht t^anz fehlerfreier Vergangenheit in die 
Handelsflotte eintreten liefisen^ während nch die besseren Ele- 
mente zurflckhielten. 

Der Admiral Fourichon (rechtes Centrum, Orleanist) 
nannte die Hochseeschiffahrt „die wahre Schule guter Matrosen, 
.... die einzige Schule". Deshalb war ihm „ein gemäfsigter und 
zeitweiliger Schutz, mit Hilfe dessen" die französischen „^^''erftea 
und die nationale Flagge ihre Aktivität wieder aufzunehmen 
und sogar zu entwickeln" vermöchten, unabweisbar. 

Der Marineminister, Admiral Pothuan (linkes Centrum), 
schilderte lebhaft die grofBC Gefahr ftlr die Kriegsflotte, welche 
bei dem bevorstehenden Zugrund^;ehen der heimischen Schiffs- 
baustntten nicht einmal mehr Keparaturanstalten und genügend 
auagebildete Handwerker besitzen würde. 

Sehr gebchickt trat der Abgeordnete Acloque (rechtes 
Centrum) für die Vorlage ein. Er betrachtete die Wirkung 
des Gesetzes nach den Interessen der vier in Frage kommenden 
Interessentengruppen, 1. der Schifibbauer , 2. der Reeder, 
8. des Staates und 4u der Industrie, welche die Rohstoffe fbr 
den Schiffsbau lieferte. 

1. Kr schildorte die Konkurrenz Kanadas, welches ver- 
möge seiner billig;«'!! Holzarten, und England:^^, weiches durch 
sein Eisen die französische Fabrikation aus dem Felde schlüge. 

2. Im Namen der Reeder verlas er einen Brief der 
Handelskammer von Bordeaux Tom 15. Oktober 1871, in dem 
es keifst: „Die FrivatinitiatiTe ist in Frankreich ohnmftchtig; 
sich gegen einen solchen Nebenbuhler zu yertetdigen.** n^er 
Tarif — wir sagen es mit Bedauern — ist unsere eineige 
Rettungsplanke." 

3. Der Staat würde durch die Tarifzuschläge nicht nur 
Mehreinnahmen haben, sondern folgte einem Gebot der Selbst- 
erbaltung. Acloque erinnerte dabei an die Worte, welche vor 
einiger Zeit auf dem Kongrels in Washington gefallen waren : 
„Wenn eine Nation nicht mehr selbst ihre Schiffe baut, so hat 
sie bald aufgehört, die Schiffahrt zu betreiben." 

4. Durch den Schutz aber würde nicht nur der Schiffsbau 
aufleben , sondern ganz allgemein der heimischen Industrie 
geholfen werden. Der Artikel I des Gesetzes vom 19. Mai 
1866, wonach sämtliche Rohstoffe für den Schiffsbau zollfrei 
wären, sei unhaltbar geworden. Die englisch - schwedischen 
Feineisen kttmen so abgabenfrei auf den Markt, während dafür 
schlechtere fransdsische ausgeführt oder zum Schiffsbau rer^ 
wendet würden. Das noch in Kraft befindliche Dekret des 
Finanzministers Büffet vom 9. Februar 1870, nach dem die 
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zollfrei importierten Metalle nur in bestimmt namhaft gemachte 
Fabriken wandern durften, helfe nur sehr wenig, weil der 
Eisenhändler unmittelbar neben dem SchiffsbauinduBtriellen 
seine Werkstatt aafgeschlagen habe, und die Umgehang der 
Vorschriften unkontrollierbar sei. 

Babin-Chevaye (konserv. Republ.), ein Werftbesitzer aus 
Nantes, trat gleichfalls für das Gesetz ein. Für ihn handelte 
es sich einfach um die Frage, „ob Frankreich tiberhaupt eine 
Handelsmarine, die Schule und Pflegeanstalt seiner Flotte, ob 
es noch SchifFsbauwerften, die Schule und Pflegeanstalt seiner 
Arsenale, und ob es noch Handwerker haben will, die föhig 
sind, es in den Stand zu setzen, sich selbst seine Verteidigungs- 
mittel, seine Kriegsschiffe, zu konstruieren." Er rief der 
Kammer zu: „Alle Industrieen, aufser der unsrigen und der 
Landwirtschaft, werden ges^htitzt!" Die Arbeiter verliefsen 
deshalb die Werften und ^vurdn-n Zimmerleute, Die Unter- 
stützung, welche dem Schiffslmu dinTh d'ip zollfreie Einfuhr 
der Materialien gewährt würde, sei ganz illusorisch. Denn 
die Holz schiffe wttrden niemals aus fremdem Holz erbaut, 
weil das fi^nzdsische Eichenholz viel besser wäre. Ebenso 
▼erhielte es sich mit den anderen Rohstoffen, wie Segeltuch, 
Tauen und dergleichen. Diese Erlaubnis berge also nur die 
Gefahr in sich, clnTs die billigeren und schlechteren Produkte 
die reellen verdrängten. Bei den Eisen schiffen läge die 
Sache nicht minder ungünstig, weil der Schiffsbauer das gute 
englische Eisen keineswegs ganz frei bezöge. Erstens müsse 
er die Transportkosten bezahlen, und zweitens bestände die 
Zollfreiheit für Nettoprodukte : 100 °/o importiertes Roheisen 
wurde danach nur zu 90 ^/o als frei angesehen, sodafs noch 
immer 10°/o oder 6 Fr. für die Tonne zu zahlen seien. 

Frankreich produziere also bedeutend teurer als England, 
welches obendrein noch durcli seine Handels- und Staataflotte 
einen gröfseren Verbrauch befriedigen könne. Durch diese 
Riesenproduktion würde auch die Arbeitskraft billiger, obwohl 
der einzelne Arbeiter in England einen hlSheren Lohn erziele, 

Babin-OheTaye besprach dann die Torgeschlagenen Heil- 
mitteL Prämien waren ihm nach dem Stand des Budgets 
kaum möglich. Den Vorschlag, dafs der Staat alle seine 
Bauten an Privnt«^ vergeben könnte, lehnte er ab, weil das 
Marinedepartement für einen Kriegsfall geschulte Arlx iter zur 
Verfügung haben müfste. Also kämen nur die Franzisierungs- 
abgaben in Betracht „Jedes Land mufs sich selbst seine 
Waffen f)ir den wirtschafifclichen und jeden anderen Kampf 
schmieden,*^ so schlofs er seine mit groisem Bei&ll attf- 
genommene Rede. 

Ren(5 Brice flinkes Centrum, gemäfs. Republ.) führte den 
Niedergang der Handelsflotte auf das Fehlen der Ausfuhrfracht 
zurück. Frankreich exportiere nur Bordeauxweine, Öeiden- 
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seuge und Luziiswaren jeder Art Biese Ausfahr käme gegen 
Ehiglands Massenartikel , zu denen er besonders Kohle ^ Eisen 
und Maschinen rechnete, und gegen die Beförderung des Aus* 

wanrlerorstromps qnr nicht in Betracht. Aber aucli die Rück- 
fracht tehie der fianzösischen Marine seit der Erfindung der 
.Rtibenzuckerproduktion und seit der Zeit, wo Nordamerika 
angefangen liabe, seine Baumwolle allein zu exportieren, isur 
die Kolonien und Südamerika ständen Frankreich noch offen. 

Die unheÜToUe Wirkung der napoleonisehen Gesetze 
folgerte Kenc Brice aus der Statistik der Schiffahrtsbewegung 
seit 1860. Darnach betrug die £in- und Ausfuhr sur See 
von und nach Frankreich: 

1860 6856000 Tonnen 

1868 10646ÜUO 

Davon belief sich der Anteil der französischen Marine: 

1860 auf 5 500 000 Tonnen 

1868 nuf nur 4199000 „ . — 

Der 1> I ichtenstatter Ancei fafste als einer der letzten 
Redner noch einmal alle G-ründe für die Annahme der Vorlage 
zusammen. Die gesetzliche Festlegung der Kntrepot- und 
Flafifgenzuschläge hätte die Kommission deswegen beschlossen, 
weil blolse Dekrete des Präsidenten ihr keine gentigende 
Sicherheit boten. Mit dem Gesetze träfe man nur die indirekte 
Schiffahrt. Kein Land hätte also für seine eigenen Produkte 
Nachteile zu befürchten. Dagegen genösse bei Staaten, welche 
keine ausreichende Marine besäfsen, die französische grolse 
Vorteile. 

Gewifs wandle sich die Schiffahrt stetig mehr und mehr 
um, und Eisen-Damp&ehiffe hätten die Zukunft. Aber die 
Scgelschiffiihrt besäfse noch immer fast eine Million Tonnen 
und hätte sich ohne Subvention auf dieser Höhe gehalten, 
während von den 142000 Tonnen der Dampfschi£^hrt 104000 
staatlich unterstützt seien. 

Nur die beiden Häfen, in welchen die subventionierte 
Marine hauptsächlich verkehre, protestierten jetzt, weil dann 
die anderen Häfen, die doch kaum von geringerer Wichtigkeit 
seien, wieder den Wettbewerb mit ihnen aufnehmen klinnten. 

^Um eine Kriegsmarine xu haben," so schlofs Ancel, 
„brauchen wir eine Seebevölkerung; um eine Seebevttlkerung 
711 haben, um sie zu unterhalten, um sie leben zu lassen, 

brauchen wir eine Handelsmarine Wir haben zu oft 

gegen uns die Gewalt der Thatsachcn gehabt, hören wir auf, 
.... ihr die Gewalt der Gesetze an die Seite zu stellen!" — 

Aus der dreitägigen Debatte ging eine grofse Bereitwillig- 
keit der Kammer hervor, die Vorlage anzunehmen. Die 
augenscheinlich vorhandene Majorität beachtete aber die Haupt- 
einwände der Opposition recht wenig, sumal die Behauptung 

2* 
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Johnstons, dafs das ganze Gesetz durch den Wortlaut der 
Handelsverträge unausführbar sei. Der Berichterstatter Aacel 
hüllte sich dartlber in ein sehr beredtes Schweigen. 

Als dann Johnston die Regierung energisch aufforderte, 
sich zu der Sache zu äufsern , gab der Minister des Aus- 
wärtigen, de Remusat (linkes Centrum), seine Behauptung zu. 
Der Fmansmmister Pouy er-Quertier bat aber, das Geseta 
trotzdem anzunehmen, weil die Regiemng damit eine positive 
Unterlage zu den Verhandlungen mit Österreich hätte. Der 
Minister stellte die Lösung der Wiener Konvention, an der 
Österreich in der That nur ein geringes Interesse hatte, als 
ganz leicht hin. Er hatte aber, wie ich noch zeigen werde, 
nicht mit anderen, auswärtigen Faktoren gerechnet, die für 
die Wiener Politik ausschlaggebend waren. 

Das Gesetz wurde im Frincip mit 501 gegen 140 Stimmen 
angenommen. Doch brachte die Diskussion der Artikel noch 
einige Zusätze, so den Antrag C h am p vallier, dafs für die 
Produkte der französischen Kolonien die FlaggenzuschlMge 
fallen sollten, und den Antrag Beaucarne-Leroux (linkes 
Centrum), welcher im Interesse der Landwirtschaft den Guano 
zollfrei machte. 

Andere VonehlSge zu Gunsten des Düngera überhaupt, 
ferner für Getreide, Mineralien, Kohle^ Holz, ülhaltige Samen 
wurden abgelehnt; ebenso ein sehr gerechtfertigter Antrag 
J a V a I , der das Inkrafttreten des Gesetzes bis zur Lüsnng der 
Handelsverträge aufgeschoben wissen wollte. 

Das ganze Gesetz wurde dann am 30. Januar 1872 mit 
414 gegen 234 Stimmen genehmigt. 

e) Anwendung des Gesetzes. 

Die Schwierigkeiten aber, welche seiner Anwendung im 
Wege standen, spiegeln sich sehr bezeichnend in einem Cirkular 
der Greneraldirektion der Zölle vom Mai 1872 wieder^. 

Vom Flaggenzuschlag befreit waren darnach die Schiffe 
aller Yertr^gelltnder, auTser Spaniens, bei direkter Einfuhr; 
bei der Einfuhr von allen Ländern Oberhaupt die öster- 
reichischen, belgischen, holländischen, italienischen, schwedisch- 
norwegischen, die Zollvereins- und die portugiesischen Schiffe. 
England unterlag der Fliirsrengebühr bei indirektem Verkehr, 
aber nicht für die TTauptartikel : Baumwolle aus Indien, Jute 
und Wolle aus Australien. Dieselben Ausnahmen finden sich 
bei den nur iür den indirekten Verkeiir uulöereuropäischer 
Produkte eingeflihrten EntrepotBUSchUlgen tob S Fr. auf 100 kg. 
Doch durf^ infolge de« Vertrages mit Belgien auf Bei^ 
Pottasche^ Salpeter und Fette nur Zuschläge von 2,40 Fr. bei 



1 H.-A 1872 n S. 147. 
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der Einfuhr über Yertragsländer (aufser Spanien) gelegt 
werden. Ferner konnten auch die hohen droits de fraucisation 
mit 30 — 60 Fr. auf die Mefstonne nicht auf die oben erwähnten 
Staaten angewendet werden. Schiffe aus diesen Ländern ent- 
richteten also bei ihrer Importierung auch fernerhin nur die 
alte NationaUsierungsabgabe, den Bifiinzsoll von 2 Fr. auf die 
Mefstoniic. Die mit diesem Zoll im Gesetz von 1866 Buaainmen- 
hängende Bestimmung der abgabefreien Zulassung aller zum 
Schiffsbau dienenden Rohstoffe und Halbfabrikate blieb iu 
gleicher Weise bestehen. 

f) Verhaiidluiigeii mit Österreich. 

Den Schlüssel zur Lösung der diplomatischen Schwierig- 
keiten hielt, wie schon erwähnt, Osterreich - Ungarn in der 
Hand^. Bereiu am 22. Januar 1872 hatte der Minister Graf 
de Rämusat eine mündliche Besprechung mit dem BeroU«- 
mächtigten Österreichs in Versailles, Höges. Am 31. Januar 
Ubermittelte der französische Botschafter in Wien, Marquis 
de Banneville, eine Note an den Minister des Äufseren im 
AMenpr Kabinett, Grafen Andrassy, im Sinne jener Besprechung, 
welche flogos seinerseits auch der Regierung mitgeteilt hatte. 
In dieser Mitteilung ^ heifst es: „Herr de R4musat denkt, dafs 
die den beiden Flaggen hinsichtlich der Schiffahrtsabgaben 
bewilligte reciproke Gleidistellung der französischen Handels^ 
flotte und allen beteiligten Industriebranchen einen fühlbaren 
Schaden verursacht hat, weil das Princip, welches die Grund- 
lage des franko -österreichischen Vertrags bildet, anderen 
seefahrenden Nationen zu gute kommt, die infolge dieser 
Konvention die Behandlung der meistbegünstigten Staaten 
geniefsen." 

Der Graf Banneville betonte in seiner Note yor allem die 
Budgetschwierigkeiten und bat demgemäfs um die Abschaffung 

zweier Vertragsbestimmungen : 1. der Gleichstellung der 
Flaggen für die indirekte Schiffahrt; und 2. der Zulassung 
Österreichischer Schiffsbauten mittelst ein&chen Bilanszolls von 
2 Fr. auf die Tonne. 

Diese Forderungen bedeuteten für Österreich durchaus 
keine principielle Frage. Sie waren nur als Folge des fran- 
zösischen Gesetzes Tom Mai 1866 in d^ Schifmhrtsrertrag 
hineingekommen. Osterreich rerkaufte nur sehr wenig Schiffe, 
und seine Flagge rechnete kaum unter der indirekten Schiff- 
fahrt zwischen Frankreich und dem Ausland, Aber es schienen 
doch Bedenken vorzuliegen. 

Als nach zwei Monaten noch keine Antwort eingelaufen 
war, sandte deshalb Banneville an Andrassy eine zweite Note 

1 Am6, op, cii II cap. XVXIL 
« Am^, op. cit II 8. 816. 
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am 21. März lö72 mit dem Angebot seiner Regierung, die 
österreichische Flotte für das Mittelländische Meer der fran- 
zösischen gleichgestellt zu lassen. 

Österreich hittte sehr gut darauf eingehen kdnnen^ weil 
seine Handelsflotte im Verkehr mit Frankreich doch nur fUr 
das ^littellttndische Meer in Frage kommt, während die grofsen 
Konkurrenznationen, zumal England und das Deutsche Reich, 
die Häfen des Atlantischen Uceans benutzen. Aber Andrassy 
verweigerte am 28. März die Annahme des Vorschlags, weil 
derselbe gegen das Princip verstoise. Der wahre Grund der 
Ablehnung lag indessen in der Abhängigkeit der Wiener Po- 
litik von dem Berliner Ministerium des Äulseren. Man ent- 
sinnt sich, dafs Bismarck im Frankfurter Frieden Frankreich 
die Möglichkeit zugestanden hatte, von den deutschen Schiffen 
Flaggen- und Tonnengebühren zn erheben. Aber die w'irkliche 
Ausführung dieser Bestimmung hatte er doch durch die Meist- 
begünstigungsklausel zu verhindern gewufst. Den Beweis dafür, 
dafs Bismarck auch jetzt mit all' seinem Einflufs bemüht war, 
die französischen Forderungen su hintertreiben, und dafs er 
von Anfang an genau in den diplomatischen Verkehr Frank- 
reichs mit Österreich eingeweiht war, findet man in einem 
Briefe, welchen der Beichskanzler am 26. April 1872 an den 
Vertreter Preufsens in Wien, den General von Schweinitz, als 
Antwort auf eine Note Andrassys geschickt hat. Dieser Briof, 
den die Kreuzzeitung vom 28. September 1872 aub dem öster- 
reichischen Kütbuch von 1872 (ISr. Q) zum Abdruck brachte, 
le^ in erschöpfender Weise die Beweggrttnde zu dem öster- 
reichischen Vorgehen dar und wirft aufserdem ein bedeutsames 
Schlaglicht auf die französische Handelspolitik ttberhaupt. Ich 
will ihn deshalb an dieser Stelle unverkürzt zum Andruck 
bringen. Er lautet*: 

.,Der Herr Graf KArolyi liat m'w (V\e nebst Anlagen zu 
ve! traulicher Kenntnisnahme abschrittlich beigefügte Depesche 
des Herrn Grafen Andrassy vom 26. v. M. mitgeteilt, welche 
sich auf die handelspolitischen Verhältnisse zwischen (>äieri eich 
und Frankreich bezieht Es ergiebt sich des näheren daraus^ 
wie von Frankreich eine Modifikation des Art 6 des öster- 
reichisch-französischen Schifiahrtsvertrages vom 11. Dezember 
1866 und des Tarifes A zum österreichisch - französischen 
Handelsvertrage von demselben Tage beantragt, dieser Antrag 
aber von (Österreich abgelehnt worden ist. Der Herr Graf 
Andrassy hebt zugleich hervor, dafs Osterreich bei Ablehnung 
jener Moditikationen , durch welche seine industriellen und 
SchiflSihrtsinteressen, namentlich nach dem Verzicht Frankreichs 



1 Die Angabe dieses Briefes verdanke ich Herrn Ptof Dr. Horst 
Koli! . dem ich für seine lieb^ewfirdige Avskonft an dieser Stelle 
meinen herzlichen Dank aage. 
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auf die Wiedereinführung des Flaggcnzuschlags in den Häfen 
des Mittelmeers, unmittelbar nicht in hohem Grude berührt 
würden, sich wesentlich durch allgemeine Gesichtspunkte und 
insbesondere durch die Rücksicht auf Deutschland habe leiten 
lassen. Ich habe von diesen Mitteilungen mit dem lebhaftesten 
Interesse Kenntnis genommen. Österreich ist das einzige Land, 
welchem die durch das franzOsbche Gesetz vom 12. Mai 1866 
verflOgtey jetzt zuittckgenomme Aufhebung des Flaggenzuschlags 
vertragsmafsiß" zugesichert ist. All" Lander, welche das Recht 
hnhcn, in Frankreich die meistbegünstigte Behandlung in An- 
spruch zu nehmen — und zu diesen Ländern gehört Deutsch- 
land — sind daher der Befreiung vom Flaggenzuschlage für 
die auf ihren Schiffen in französische Häfen eingeführten 
Waren fremden Ursprungs so lange, aber auch nur so 
lange sicher, als jene vertragsmlifsige Bestimmung zwischen 
Österreich und Frankreich fortbesteht. Das Interesse der 
deutschen Reederei und des deutschen Hanrhls ist also bei 
der Aufrechterhaltung dieser V^ertragsbestimmung in hohem 
Grade beteiligt. Der Wert, welchen unter diesen Umständen 
die von der K. und K. üsterreichisch-ungarischen Kegierung 

Setroffene fintschliefsung för uns hat, wird indessen noch 
urch eine allgemeine Erwägung in hohem Ghnade gesteigert. 
Nachdem Frankreich sich im Laufe des verflossenen Decenniuma 
das unleugbare Verdienst erworben hatte, durch ein System 
von Handelsverträgen , welche mit gegenseitigen TarifermUfsi- 
gungen die gegenseitige Zusicherung der Rechte der meist- 
begünstigten Nation verbanden, den handelspolitischen Be- 
ziehungen der europäischen Staaten eine neue und gesunde 
Grundlage m geben, dem Verkehre der Völker neue nahnen 
SU eröffnen und ihrem friedlichen Wettkampfe erweiterten 
Spielraum zu sichern, ist dort gegenwärtig eine rtlckläuiige 
Strömung zur Geltung gelangt, welche den erreichten Fort- 
schritt, soweit Frankreich dabei beteiligt ist, wieder in Frage 
zu steiien droht. Wenn auch zu hoffen ist, dafs die Gegen- 
strömung, welche durch die aus der Erleichterung des Verkehres 
erwachsenen Interessen getragen wird, mit der Zeit wieder 
Kraft gewinnen und der rückläufigen Tendenz die Wage halten 
werde, so ist doch unyerkennbar, dafs das WiederempoAomraen 
einer freisinnigen handelspolitischen Richtung des französischen 
Staatswesens wesentlich erschwert und verziigert werden würde, 
wenn es der gegenwärtig herrsehondm Strömung gelänge, 
Verkehrsschranken, welche niedergerissen sind, wieder zu er- 
richten. Denn an die wieder errichteten Verkehrsschranken 
würden neu entstehende industrielle Interessen sich anlehnen, 
welche in der Rttckkehr zu einer freisinnigen Handelspolitik 
eine Gefährdung ihrer Existenz erblicken und dadurch dem 
Widerstande ^egen dieselbe neue Kräfte zuführen würden. 
£s ist daher ein gemeinschaftliches Interesse aller earopllischen 
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Staaten, dafs die in der früheren Epoche von Frankreicli ge- 
schlossenen Ha tu] eis Verträge so lange ihr»' Kraft bewähren, bis 
der öffentliche Geist Frankreichs die augenblicklich dem 
Schutzzollsystem günstige Stimmung in sich überwunden hat. 
Von allen Handelsverträgen Frankreichs hat der osterreichisch- 
firaasösiflche noch die längste Gkltangsdauer Tor sich, da er 
erst mit dem Jahre 1876 abläuft. Er begreift durch die Be- 
stimmung im zweiten Absätze seines Art. 2 den gesamten 
französischen Konventionstarif in sich und sichert somit für 
seine Dauer den Erzeugnissen aller Nationen, welchen in 
Frankreich die Rechte der Meistbegünstigung vertragsmäfsig 
zugesichert sind, die Zulassung zur Einfuhr in Frankreich 
nach dem Konventionstarife. Thatsächlich sichert er das gleiche 
den Erzeugnissen derjenigen L&nder, welchen Frankreich die 
Handelsyertrtee gekUtndigt hat, da es sich diesen gegenüber 
wohl kaum eher sn Tariferhöhungen entschliefsen dürfte, als 
nachdem es zu deren allgemeiner Einführung freie Hand ge- 
wonnen hat. Österreich hat also die IVfoi^^lichkeit und damit 
den Beruf, Frankreich noch auf ein* R ihe von Jahren vom 
protektionistischen Rückschritt zurückzuhalten und dadurch 
nicht nur den auf dem freisinnigen Konventionstarife erwach* 



und die Möglichkeit der Fortentwicklung zu gewähren, sondern 

auch hoffentlich Europa vor jedem ernsten Rückschritte auf 
diesem Gebiete zu behüten. Es ist als ein Glück für die 
handelspolitische Entwicklung in Europa zu erachten, dafs die 
Regierung des Staates, welchem die gegenwärtige Situation 
den entscheidenden Einflufs auf die handelspolitische Entwick- 
lung in Europa in die Hand legt, die Aufgabe, welche diese 
Lage ihm stellt, mit klaren Blicken erkennt und zu lösen 
bereit ist. Ich lege Wert darauf, dafs Euere Excellenz die 
K. und K. österreichisch-ungarische Regierung eingehend Ton 
dem Eindrucke unterrichten, den die Mitteilungen des Herrn 
Grafen Kdrolyi auf mich gemacht haben. Falls es gewünscht 
wird, sind 8ie ermächtigt, ihr gegenwärtigen Erlafs aV)sehrift- 
lich mitzuteilen." Gez. v. Bismaick. 

Frankreich hatte also in den Verhandlungen mit Öster- 
reich eine dlj)lomatische Niederlage erlitten. Der wesentlichste 
Teil des Oosetzes vom 30. Januar konnte nicht ausgeführt 
werden, und nur die Erhebung gewisser Entrepotzuschläge 
von Nichtvertragsstaaten und die ursprünglich von der Re- 



lastenden Quaiabgaben halfen in ungenügender Weise einige 
Lücken des Budgets auszuftlllen. 

Die Depesche Bismarcks spricht ganz allgemein von einem 
Erstarken der schutzzöllnerischen Bewegung, nicht nur in 
Bezug auf die SchiffahrtspoUtik. Denn als der grolse deutsche 




Zeit den Fortbestand 
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Staatsmann sich zu dieser Kundgebung seiner damaligen öko- 
nomiaohen AnBchmiungen veranlalst sah, war in Frankreich 
bereits ein weiterer wirtschafts- und finanzpolitischer Kampf 
zum Teil ausgefochten worden, der das Vorhandensein einer 
grofsen Mehrheit von Anhängern des Schutzzollsystems in der 
Kammer offenbarte, wenn sich diese Mehrheit auch nicht sofort 
der im Princip auf gleichem Boden stehenden Tliiers'schen 
Politik anschlolB. 

IIL Kapitel. 

Ble BolistolfoollTorlage bis aur Be^lerangskrlsls am 

20. Januar 1872. 

1. Anzeichen des Widerstandes. 

Ich trete damit in eine Schilderung der parlamentarischen 
Debatten über den heifs umstrittenen dritten und wichtigsten 
Teil der Regierungsvorschläge ein ; ich komme zu der ge- 
planten Verzollung der RohstofFc für die Textilien und andere 
Fabrikate, kurzweg matieres premieres und matieres brutos 
genannt. Ftlr Thiers und Pouyer-Quertier war die Frage von 
entscheidender Bedeutung, da ihnen diese Steuer susammen 
mit den kompensatorischen Zöllen ftlr die aus den betreffenden 
Rohstoffen hergestellten Fabrikate allein eine Summe von 
180 Mill. Fr. jährlich bringen sollte. Deshalb liefsen sie kein 
Mittel unversucht, um ihr Werk erfolgreich zu machen. Thiers, 
der Präsident der Republik wohnte persönlich den langwierigen 
Debatten bei und griff mehrere Male in die Diskussion ein. 
Ijr liefs sieh sogar des öfteren in der Hitze des Gefechts gegen- 
über Rednern der Opposition zu Zwischenrufen hinreifsen, wobei 
ihn nur seine Stellung als Oberhaupt des Staates und seine 
allgemeine Beliebtheit vor leisen Mahnungen des Kanuner- 
präsidenten bewahrten. 

Aber es galt auch, eine starke und mit streng sachlichen 
Gründen hervortretende Gegnerschaft zu überzeugen. Wurden 
doch bereits im beratenden AusschuCs für Künste und Gewerbe 
(comi16 oonflultatif des arts et manu£scturesj GewerbekammerX 
dem der Tarif der Regierung zur Umarbeitung der Wertzölle 
in specifische (Gewiehts-, Stück-, Mafszölle) vorgelegen hatte, 
Einwürfe von Männern erhoben, die politisch und wirtschaftlich 
bisher zu den Anhängern von Thiers gerechnet hatten, von 
Führern der industriellen Gruppen, die früher Seite an Seite 
mit ihm die kaiserliche Handelspolitik bekämpft hatten. 

Auch sonst zeigten sich Anzeichen eines heftigen Wider- 
standes. Der Abgeoi^eie Bonnet (rechtes Oentrum) beantragte, 
allerdings vergeblich, vor der Beratung erst wieder die schon 
1870' beschlossene, durch den Krieg unterbrochene Enquete 
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über die allgemeine Wirtschaftslage vorzunehmen. Rouvoure 
frrru|)pe Feray) wollte die Belastung der Rohstoffe durch eme 
Salz- und eine Einkommensteuer ersetzt wissen: „Die Kohstofte 
belasten, hiefse die Henne auf den goldenen Eiern töten". 

2. K 0 m m i s 8 i 0 n s b e r i c h t. 

Am 31. August 1871 legte der Abgeordnete Casimir- 
P^rier seinen Bericht über das Budget nnd zugleich tlber die 
aus den matieres premieres zu erzielenden Einnahmen vor. 
i>ie Kommission hatte mit dem Regierungsprojekt tiefgreifende 
Änderungen vorgenommen. Statt der 180 Hill. Fr., welche Pouyer- 
Quertier aus den Wertzöllen von 20^lo auf die TextilrohBtoffe 
und 5 oder 10*^/o auf andere Rohstoffe, beides in Verbindung 
mit Zollrückvergütungen für die Wiederausfuhr von Fabrikaten^ 
erwartet hatte, beschlofs die Kommi«^sion mit 16 gegen 10 
Stimmen nur 50 — 60 Mill. Fr. zu bewilligen, die unter Ver- 
werfung jeder Art von ZuUruekgaben aus einer VerzoUunff 
von 3®/o von allen Importen, aufiser Cerealien, Kohlen und 
den schon durch das Gesetz vom 8. Juli besteuerten Kolonial* 
waren erhalten werden sollten. 

Das Einnahmedeficit suchte die Budgetkonunission durch 
andere Steuerprojekte^ deren wichtigstes eine Einkonunensteuer 
von 80 Mill. Fr. war, auszugleichen. 

Die Mehrheit bekämpfte vor allem die Rückzölie (draw- 
backs), bei denen erfahrungsgemäfs die schlimmsten Mifsbräuche 
vorgekommen waren. Auch die statt dessen am 8. August 
vom FInamsministor angeregte admisslon temporaire, die zeit- 
w^ige freie Zulassung von Rohstoffen zur Vereddiung und 
Wiederausfuhr, wurde abgelehnt, zumal für S^de. Denn 
zahlreiche Industrielle, welche die Kommission vernommen 
hatte, hatten ihr die Auskunft gegeben, dafs nian bei dem 
Export von Seidenzeugen unmöglich unterscheiden könne^ 
wieviel von anderen Textilien oder gar Farbstoffen in da» 
Gewebe eingetreten wäre. Der Rohstoff könne sogar bis zu 
900 ^/a mit Farbe belastet sein. 

Die Regierung hatte deshalb Air Seide den 20 ^/o -Wertzoll 
m i t drawback aufgegeben und statt dessen einen solchen tod 
2*/o ohne RüekzoTl beantragt. 

Aber die Kommission orkLirte sich damit erst recht nicht 
einverstanden, weil auf diese Weise die breiten Massen durch 
Verteuerung der anderen Textilien gegenüber den reichen, 
Seide konsumierenden Klassen empfindlich geschädigt würden. 

Auch ^e Frage der HandeUverträge wurde besprochen 
und erwähnt, da& sich England kaum geneigt zeigen würde^ 
einen Handelsvertrag, welcher 1860 nur durch einen Staats- 
streicli Napoleons möglich war, aufzugeben. Indessen hatte 
man in dieser üinsicht Vertrauen zu der Regierung , zumal 



Digitized by Google 



27 



diese erklärte, dafs sie in keinem Falle an die Wiedererriehr 

tung des Hochschutzzollsystems denke. 

„Aber es ist doch", so schliefst der Bericht Casimir- 
Periers, „ein Marsch einzuschlag^en , welcher sich Frankreich 
naturgemäfs bietet, und der ihm erlaubt, seine Freiheit wieder 
zu gewinnen, ohne die den Mächten schuldige Rücksicht zu 
Terletzen, mit denen man in seinem Namen Vertrüge abge- 
schlossen hat Dieser Marsch besteht darin, einen Generaltarif 
Torsuhereiten nicht nacli den abstrakten Angaben dieses 
oder jenes ökonomischen Systems, 'sondern nach den That- 
sachen — und sodann, die Kündigung der diplomatischen 

Konventionen zu verlangen Unsere gebieterischen 

Bedürfnisse sprechen zu laut, als dafs wir einen Zweifel über 
den Erfolg unserer Diplomatie haben könnten." — 

Das Jahr 1871 ging vorüber, ohne dafs es zu einer 
Generaldebatte kam. Casimir-P^rier, an dessen Stelle L^nce 
de Lavergne (rechtes Centrum, Orleanist) und de Lasteyrie 
(linkes Oentrum) traten, war mittlerweile Minister des Inneren 

geworden, sodafs sonderljarerweise der Flauptgegner der Re- 
gierung in einer der wichtigsten Fragen dieser selbst angehörte. 
Aber Thiers und Pouyer-Quertier hielten trotzdem ihr Projekt 
aufrecht, nur dafs bie an Stelle der Wertzölle der Kammer 
nunmehr einen specifischen Tarif vorlegten. 

Die darin berechneten Abgaben erhoben sich nnr ausnahms- 
weise bis zu 20 ^'0, die meisten blieben in der Htthe von 12 
bis 15 ^/o; der Jatezoli betrag nur 6<^/o. Die Einnahmen 
waren nicht mehr auf 180, sondern nur noch auf 155 Mill. Fr. 
festgesetzt. 

3. Generaldiskussion. 

8) Regierungs- and KommisHioiiBprujekt. 

Am 10. Januar 1872 begann die aufserordentlich gründ- 
liche und umfangreiche, daher mn-h lnnp;c liin berüchtigte 
(ieneraldiskuasion mit d* r Oppositionsrede des freihändlerischen 
Abgeordneten Tirard (repuDlik. Linke), welcher die vorge- 
schlagene Steuer die unheilvollste von allen je erörterten 
nannte, da sie 1) für den Staat nur eine ganz ungewisse 
Einnalunequelle vttre, während dieser eine bestimmte Summe 
brauchte; da sie 2) von der Bewilligung fremder Mächte ab- 
hinge; und da sie 3) rlcrn auswärtigen Handel einen tötlichen 
Schlag versetzte. Tirard beklagte die bereits beschlossene 
Verwerfung der Einkommensteuer, welche nur die Gewinne 

fetroffen haben würde. Die Belastung der Rohstoffe würde 
ie Arbeit tr^en. 

Analogieen andere Länder hätten fUr Frankreich nicht 
die geringste Beweiskraft. Amerika könne seine Einfuhr von 
Rohstoffen ruhig mit Abgaben belegen» weil dort unter dem 
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Staatueliutz die Entwicklung einer eigenen Industrie für den 
inneren Markt in der Bildung begriffen wftro. Frankreicli 
iungegen habe für seine Fabrikate die Austulir absolut nötig. 
Der Redner wandte sich scharf gegen die Auffassung Casimir- 
P^riers, dafa ein geringer Zoll die Ausfuhr nicht bchädigeu 
wttrde. Nach dem Zeugnis ftiat aller Handekkammem und 
Indnstrielleii mache der Aiisfahrliandel nur sehr beaoheidene 
Verdienste, deren Menge erst Gewinn bringe. Eine geringe 
Verteuerung der Rohstoffe würde also die Fabrikanten zu dem 
gefährlichen Mittel zwingen, die Löhne herabzusetzen, um den 
Markt zu behaupten. Die Preise zu erhöhen, wäre unmöglich. 
Denn die Auffassung der industriellen Chauvinisten, dafs 
Frankreich in vielen Produkten dem Ausland so überlegen 
Bei, dals es aiich bei höheren Preisen noch Absatz finde, sei 
eine thOriohte Redensart. Dabei gab Tirard zu: „Ja, Frank- 
reich ist trotz seines Unglücks ein grofses und edles Land, welches 
wunderbare Hilfsquellen besitzt und in nichts den anderen 
Nationen hinsichtlich der Intelligenz, des Wissens und der 
Fähigkeit zur Arbeit nachsteht". Er erkannte sogar an, „daüs 
seine Fabrikate eine wirkliche Überlegenheit über die fremden 
Erzeugnisse durch ihre Eleganz, ihren Geschmack und ihre 
nnaufhOrlich wechselnde Neoheit* haben. Aber der Export 
dieser Waren befände sich grofeenteils in den Händen von 
Ausländern, weil der Franzose es verschmähe, die fremden 
Sprachen zu lernen, zu reisen, und die grofsen wirtschaftlichea 
Fragen zu studieren. Ferner würde die Konkurrenz immer 
stärker, wie die iSeidenindustrie Deutschlands und der Schweiz 
beweise, die z. B. für Schirme bereits bessere und billigere 
Stoffe zu liefern imstande sei. 

Auch die Behauptung, dafs das Ausland, um nicht den 
französischen Absatz einzubtlfsen, die Zölle bezahlen würde, 
träfe nicht zu. So Wäre die australische Wolle gar nicht mehr 
auf Frankreich angewiesen , sondern begegne bereits auf an- 
deren Märkten einer starken Nachfrage, besonders Amerikas. 
Infolgedessen seien auch die Wollpreise in London schon um 
80 — 35 "^',0 gestiegen. 

Die gewichtigsten Bedenken hatte Tirard gegen das Rttck- 
Zollsystem. Vor dem Jahre 1860, als das drawback noch 
existierte, hätte der Wollzoll aus diesem Ghrande nur ganz 
geringe Einnahmen gebracht. Einmal hätte man sogar an 
Rückzöllen 1,8 Mill. Fr mehr erstattet, als eingenommen. 
Durch die genauen, zeitraubenden Prüfungen der Zollämter 
würde aufserdem eine der Grundbedingungen des Handels, 
die Schnelligkeit der Lieferung, unterbunden. Die zeitweilige 
Zulassung statt des RttckzoUs verwarf Tirard deshalb, weil sie 
nur im Interesse der Grofsindustrie läge, während die Klein- 
industrie, z. B. die umfangreiche Fabrikation der articles de 
Paris, einen selbständigen Import von grofsen Bohstoffmengen 
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und wieder den Fabrikexport unmöglich in die Hand nehmen 
ki^nnte. 

Der Vorschlag der Kommission mit den anscheinend ge- 
ringeren Zöllen ohne Rückerstattung sei ja einfacher, aber 
noch gefährlicher, da er nicht nur den AnTsenhandel, sondern 
auch den Innenhandel schädigen würde. 

Der Herzog Decazes (rechtes Centrum) widersprach dieser 
Behauptung und suchte die Kammer fUr den Kommissions- 
vorschlag zu erwilrmen. Er that dies aber in so eigentüm- 
licher Weise, dafs man nach seiner Rede zweffelhaiit sein 
konnte, ob er ein Arthfinf^er dieses Vorschlags war oder nicht. 
Er wies nämlich zuerst aus dem Wortlaut der iiandelsverträge 
nach , dafs jede Verzollung von Rohstoffen überhaupt aus- 
geschlossen wäre. Dann kritisierte er die iißgierungsvorlage 
und empfahl zum Schlufs ein Zurtickkommen auf die Salsr 
Steuer, auf Zuschlfige sur Grundsteuer, auf eine Gewerbe- und 
Umsatzsteuer (Antrag Feray). „Alles dies,** so schlofs er, „ist 
vorzuziehen, und zwar bei weitem, nicht nur dem Projekt der 
Regiernnc;^, sondern sogar dem Projekt der KommissiOUi das 
ich nur unter diesem Vorbehalt verteidigt haha" — 

Das Koramissionsprojekt fiel damit unter den Tisch. Es 
wurde freilich noch hie und da in der Debatte erwähnt und 
von zwei Rednern, Deseilligny und Montgolfier, sowie vom 
Regiemngstische aus, bekämpft, fand aber nur geringe Be- 
achtung und wurde schliefslich gar nicht zur Abstimmung ge- 
bracht Die Kommission zog ihre Anträge zurttck. 

b) RegiemagsTerlsge allsii. 
f«) Elnleltang. 

Um so grtlndlicher aber ging die Opposition gegen den 
Regferungsentwurf TOr. Die Erörterung über denselben er- 
folgte jedoch in so umfassender Weise, und die einzelnen 

R^ner — es kamen mehr als 20 zum Wort — zogen so viele 
Dinge in die Diskussion hinein oder wiederholten sich ganz 
ausfiihrlich, dafs es bei einer Schilderung dieses parlamentari- 
schen Kampfes unmöglich ist, die zeitliche Keihenfolge der 
Redner zu wahren und genauere Auszüge aus ihren Reden zu 

Sehen. Es is^ für die KUurheit der Darstellung notwendig, 
ie einzelnen gröfseren Gedankenreihen, die wieder und wieder 
angeknüpft, weiter geftäirt oder widerl^ wurden, gesondert 
zu betrachten. 

Den Hauptraum in der Diskussion nahm die Untersuchung 
über die zu erwartende \\ irkimg- der neuen Zölle auf die 
französische Volkswirtschaft eiu, Industrie und Aufsenhaudel 
schienen bedroht; die Landwirtschaft Tersprach sich dagegen 
. grofse Hofibungen von dem Gesetz. 

Die fiskalische Seite der Frage, um die es sich doch bei 
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der Vorlage in erster Linie gehandelt hatte^ trat demgegenttber 
etwas in den Hintergrund. Die meisten Gegner der B^erung 

waren von der Ablehnung der Vorlage überzeugt, so dafs sie 
lieber andere Steuprvorschläge, die auf allen Seiten in Hülle 
und Fülle auftaucliten , auf ihre finanziellen Ergebnisse hin 
|)rüften. Thiers und Pouyer-Quertier verteidigten dagegen ihr 
Zollprojekt und sahen sich gezwungen, ein eingehendes Bild 
von der gesamten Finanzlage des Staates zu geben. 

So wuchs sich die Debatte einerseits zu einer Erörterung 
fkber die ganze Wirtschafbpolitik Frankreichs, andererseits 
über soine Finanzpolitik aus. Schliefslich wurde auch die 
völkerrfolitliche Seite der Vorlage besprochen und zuletzt zum 
Hauptgegenstand der oppositionellen Kritik gemacht. 

Ich werde demgemäfs meiner Schilderung der pariamen- 
tarischen Arbeit diese drei erofsen Gesichtspunkte zu Grunde 
legen und su zeigen ▼ersucEen, in welcher Weise die öko- 
nomische, die fiskalische und die rertragspolitische 
Seite der Frage sidi in den Reden der verschiedenen Ab- 
geordneten widerspiegelte. — 

ß) VolkswirtBChaftliche Seite. 

♦ 

1. Interesse von Handel und Industrie. 

Der Herzog De cai es betonte in seiner Rede vornehmlich 
die Notwendigkeit der Erhaltung des iranzösisohen Aufsen- 

handels: „Der Export ist unsere Rettung, ist unsere HoflFnung, 
ist das einzijre Mittel, welches uns bleibt, um uns im Ausland 
zahlungsfähige Schuldner zu schaffen und um unserer i^'inanz- 
lage ein wenig Elasticität und Biegsamkeit zu geben. Wir 
mübden ihn also schonen, selbst auf Kosten grofser Opfer im 
Innern/ Die innere Konsumtion könne unmöglich gesteigert 
werden. Daher wäre die Fortentwicklung der Industrie nur 
durch einen stetig steigenden Ausfuhrhandel zu erlangen. 
Rohstoffzölle aber würden diese Entwicklung untergraben, 
wobei der Rückzoll in keiner Weise genügenden Schutz bieten 
würde. Jedenfalls stände sofort ein Rückgang des Verbrauchs, 
zumal von Wollen- und Baumwoiiwaren, im Inlande und damit 
eine Schädigung der einheimischen Industrie bevor. Am 
schlimmsten wttrde der Konsument getroffen, der Arbeiter, zu 
dessen Kleidung bedeutend mehr ^hstoffe nötig wären, als 
zu der des reichen Mannes. 

In ähnlichem Sinne äufserte sich der Kolilen- und Eisen- 
industrielle Deseilligny (rechtes Centrum), aber unter einem 
weiteren Gesichtspunkte. Er verglich den Stand der fran- 
zösischen Volkswirtschaft mit dem früherer Zeiten und anderer 
Länder. Den Rückgang der französischen Ausfuhr führte er 
auf die veränderte Welthandelslage zurtick. Frankreich hätte 
den amerikanischen Markt durch die Entwicklung der dortigen 
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Industrie verloren. Es kolonisiere aufserdem zu wenig und 
könne deshalb neue Absatzmärkte kaum mohv gewinnr^n. 
Ehemals hätte Frankreich nur Luxuswaren exportiert, dagegen 
sich iu der Neuzeit allerdings mehr den praKtischen Bedürf- 
nissen der Weltnachtrage angepafst. So habe es in den letzten 
drei Jahren allem 40 ^/o aller Brttcketi ftlr Rufsland geliefert. 
Aber diese Ausfuhr sei noch zu jung. Man dürfe sie in keiner 
Weise aufhalten, zumal da Frankreichs Industrie schon an 
imd für sich einen schwerpren Stand als die Tndtistrie der 
anderen Staaten habe: die Lage der Fabriken im Innern des 
Landes erhöhe die Kosten durch Verteuerung der Fracht. 
Für wichtige Erzeugnisse, wie Kohlen, Seife, Chemikalien und 
Öle, miLfste Frankreich aufserdem gröfsere Summen aU das 
Aasland yerwenden. — Die Arbeitslöhne erreichten freilich 
nicht die Höbe der englischen. DafUr wären dort aber weit 
mehr und bessere Maschinen zu finden und grofse Kapitalien 
leichter zu erlangen. In Deutschland andererseits kämr der 
Arbeiter mit viel billigeren Arbeitslöhnen aus, namentlich in 
der Strumpfwarenbranche Sachsens. Für manche Industrieen, 
wie die Wollfabrikation, die Marseiller Ölindustrie, die Farb- 
stoffindttstrid von Le Havre, würde selbst ein geringer Zoll 
totbringend sein. Die vorgeschlagenen Abgaben könnte man 
demnach allerdings einen Schutzzoll nennen, aber einen Schutz- 
soll des Auslands gegen Frankreich. 

Die Begünstigung der ausländischf^n Industrie betonte 
auch der Berichterstatter de Lasteyrie (linkes Centrum). Er 
führte als Beispiel die Ölindustrie an, die nach der Berech- 
nung der Handelskammer von Lille durch die Belastung der 
ölhaltigen Samen um 17 teurer als das Ausland produzieren 
wttrde. 

De I^uteyrie bezweifelte durchaus den rein fiskalischen 
Charakter des Gesetzes: „Das ist die Fiskalität des Indianers, 
der den Baum fnllt, um die Frucht zu pflücken." Die Folgen 
waren für ihn 1. im inneren Handel: Erhöhung der Preise, 
Rückgang des Konsums, Verringerung der Produktion, Zurück- 
ziehen der Kapitalien ; 2. im auswärtigen Handel: Verlust des 
Marktes, Verurngsamunff des Handel durch die zeitraubende 
Kontrolle, Korruption durch das drawback und schliefslich 
Bwiachteiligung des französischen Konsumenten gegenüber 
dem Ausland, da das drawback die sonderbare Wirkung haben 
würde, dafs die französischen Fabrikate im Ausland billiger 
als im Inland sein würden. 

Dieser Auffassung von der schädlichen Wirkung des Rück- 
zolls oder der admission temporaire schlössen sich die Depu- 
tierten Olapier^ Feraj (ünkes Centrum)» Montgolfier (Rechte), 
Ambroise Joubert (recht. Centrum), Scheurer-Kestner (Republ. 
Union), Dussaussoy (Bonapartist), Leurent (Rechte) und andere 
an. In der Hauptsache bew^te sich ihre Beweisfülhrung um 
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folj^ende Punkte: Eine mathematiscli richtige Wiedergabe des 
Zolls ist uumöglich, da die Abialle der Rohätotte bei der 
FabrikAtftusfiilhr dooA im Lande bldben^ also weniger wieder 
attBgeftlKrt wird, als in das Land hineinkommt Ans diesen 
Ab^illen können noch eine Menge Fabrikate hergestellt werden. 
AuTserdem ist eine genaue Prüfung der Exportwaren nach 
ihrem Gehalt an Rohstoffen unmöglich, es raüfsten denn s?tTnt- 
liche Zollbeamten ausgebildete Chemiker sein. Die Erfahrung 
hat nun gelehrt, dafs zumal Seidenzeuge und andere Tuche 
mit einer Menge fremder, minderwertiger 8toffe vermischt 
werden können. Der so im Lande bleibende ÜberschuTs von 
Rohstoffen druckt natttriich die Preise der heimischen Fabrikate 
herunter. Denn, wie ein Vertreter der Seidenindustrie äufserte: 
„Den Preis der Ware reguliert allein das Gesetz von Angebot 
und Nachfrage". Die Einrichtung der zeitweiligen freien Zu- 
lassung der Rohstoffe zur Veredelung schien einzelnen Ab- 
geordneten annehmbarer zu sein. Sie hat aber wieder den 
Nachteil, dafs der Staat, um Betrügereien zu verhindern, eine 

tenane Öeanfsichtigung der betreffenden Fabriken ^ in welche 
er Rohstoff überfuhrt wird, eintreten lassen muls. Aufserdem 
ist sowohl RückzoU, wie zeitweilige Zulassung nur für die 
Grofsindustrie lohnend, während die nicht exportierende Mittel- 
und Kleinindustrie mit dem teureren Rohmaterial arbeiten mufs. 

Der Präsident der Republik, Thiers, wollte diese Beweis- 
führung nicht gelten lassen. Für ihn wirkten die Rückzölle 
als eine Art Ausfuhrprämie. „Es ist unbestreitbar", so wieder- 
holte er des öfteren, „der Rttckzoll ist eine Ansfuhrprltmie.'^ 
Dafs aber Zollhinterziehungen allein, und «war unter der still- 
schweigenden Genehmigung des Staates den Grofsfabrikanten 
in die Lage setzten, billiger zu produzieren, schlug Thiers 
nicht so hoch an. 

Schon der flerzog Decazes hatte die Geöninung mancher 
Fabrikanten dahin gekennzeichnet: Sie .werden sich einzig 
und allein folgendes Problem stellen : ein rrodukt zu schaffen, 
welches unter angenehmer, und dem Auge wohlgefillliger Form 
so wenig Rohstoff wie möglich enthält und trotzdem beim 
Ausgang eine möglichst beträchtliche ZoUrtlekerstattung bringt". 

Der Vorgang bei der admission tein])oraire trägt sich nach 
Deseilligny und anderen etwa folgendennafsen zu: Ein Fabri- 
kant, sagen wir von Wollwaren, läfst sich einen Erlaubnis- 
schein, acüuit-a-caution, geben, auf Grund dessen er in seine 
nahe der Grenze gelegene Fabrik Rohwolle zollfrei einführt 
Diese Wolle verarbeitet er aber nicht zu Exportartikeln, 
sondern er verkauft den Erlaubnisschein an einen Fabrikanten 
im Innern des Landes, der seine Rohstoffe, und zwar geringerer 
Qualität, aus seiner ländlich<^n Umgebung bezieht. 

Dieser Fabrikant exportiert dann seine Waren. Der 
Überschufs, welchen die importierte, zollfreie, bessere Ware 
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über die schlechtere , exportierte erzielt, und ferner die Er^ 
sparung der doppelten Transportkosten bilden den Gewinn, 
den sich beide ( abrikanten teilen. Zu ihnen gesellt sich meist 
noch ein Zwisclienhändler, der den Löwenanteil einstreicht, 
ohne eine andere Anstrengung zu haben, als den Schein zu 
verkaufen*. 

Es ist selbstverständlich, dafs der reelle französische 
Handel gegen diese Benutzung von gesetzlich zulässigen Be- 
stimmungen Fh>nt machte und sich gegen die Rttckzollein^ 
richtungen fast einstimmig erklärte. 

Die Abgeordneten Deseilligny, Feray, M mti^olfier und 
andere verlasen zahlreiche Depp>f h<^ii der Handel -kfnnmern 
von 8t. Quentin, Amiens, Toiirc iim, Koubaix, Beauvais, 
Boulogne-sur-Mer, Lille, Södan und anderen, die sich sämtlich, 
mit Ausnahme der Handelskammern der Normandie, gegen die 
Regierungspolitik aussprachen. Die 64 chambres sjndioales 
der Pariser Industrie fafsten folgende Resolution, welche Feray 
citierte : „Die Mitglieder der versammelten chambres S3mdicales 
von Paris protestieren energisch gegen die Regierungsvorlage, 
welclie darin besteht, Kinfuhr/öll«" anf die Rohstoffe zu er- 
richten und auf das System der drawbacks zurUckzuk'Miniien. 
Doch in der Erkenntnis der Notwendigkeit, dem Staatshaushalt 
neue Einnahmequellen zu verschaffen, werden sie die Lasten 
auf sich nehmen, welche ihnen von der Nationalversammlung 
auferlegt werden, unter jeder anderen Form, als der von 
Zöllen \ 

Die Kaufmannschaft von Marseille schlo fs sich fast wört- 
lich diesem Beschlufs an. Ähnliche Aufserungen aus Lyon 
und Sainte Etienne führte Montgolfier an. Lyon fürchtete 
besonders für seinen Seidenmarkt gegenüber der Konkurrenz 
von Mailand und London *, Sainte Etienne für seine Bandweberei 
gegenttber Köln, Elberfeld, Krefeld und Basel. 60000 Arbeiter 
von Sainte Ji^tienne hätten das Eh^nd vor Augen. Die dortige 
Handelskammer depeschierte an Montgolfier: „ Weisen Sie im 
Namen des Handels yon Sainte Etienne mit Ihrer ganzen 
Energie die Steuer auf die Rolistotfe zurück! Seide. Baum- 
wolle, Wolle werden sich in einem freien Lande weben hissen. 
Die englischen Höndler haben den Deutschen ihre Auiträge 
versprochen, um dem fransOnschen Zoll zu entgehen. Seit 
Ewei Jahren hat sich die Zahl der Weber in Preufsen ver- 
doppelt. Die Deutschen betreiben die Konstruktion neuer 
Webstühle mit unglaublicher Emsigkeit. Die Fabriken in 
P( tit«cliland , Im Ehs-Mf-^, in der Schweiz hnhen zaldlo^io Auf- 
trage von \^'ebstühlen durch Preufsen. In zwei Jahren wird 
ihr Werkzeug für die Höhe des auswärtigen Konsums geeignet 

* Auf die besonderen Gestaltungen der admission temporaire in 
den EinzelfHUen komme idi im Abschnitt II su sprechen. 

Hftua«li. 3 
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sein. Kein Auftrag wird mehr den beschwerlichen Weg nach 
Frankreich einschlagen. Unsere Industrie wird für immer 
ohne Rückkehr vernichtet sein". 

Indessen, wenn auch die Groi'öindustrie die Zoll vorläge 
rundweg ablehnte, so zeigte sie sich doch aus patriotischen 
Gründen geneigt, dem Staatehanshalt in anderer. Weise zu. 
Hilfe 2U kommen. Wie die Pariser Industrie, so erklärten 
auch andere, zu den erhöhten Ausgaben des Staates mehr, als 
zuvor, beitragen zu wollen. Ihre Vertreter in der Kammer 
entwickelten infolgedessen die versciupflennrtigsten hiteuer- 
projekte, welche sie an die Stelle der Kohstoffzölle setzen 



Ich kann in meiner Darstellung natärlich nur diejenigen 
berücksichtigen, welche sich auf einen gleichen Boden, wie 
das Regierungsproiekt, stellten, d. h. auf dem Boden der 
Handelspolitik blieben. 

Einiiren Anklang fand ein Vorschlag Des eill ign y einer 
Besteuenuig der Geschiiftsumsätze (chiffres des transactions) 
von I'IOOO. Noch mehr gefiel eine abgestulie Stempelabgabe 
von Rechnungen und (Quittungen, die Feray empfahl. Etwas 
n&her kam den Absichten der Regierung Glapier mit seinem 
Plan einer Fabrikatsteuer: diese Steuer schxdige nicht die 
Industrie, da sie die Ware erst nach Vollendung des Werks 
der Industrie träfe; sie sch.Hdige nicht den Handel, da für die 
Wiederausfuhr ein RückzoU vorgesehen sei , sie widerspräche 
nicht den Handels-verträgen. ,,weil die Veruäge .... erlauben, 
bei der Belastung einheimi>clier Erzeugnisse einen kompen- 
satorischen Zoll auf die gleichartigeu fremden Erzeugnisse zu 
legen". Die Steuer sei femer leicht zu erheben und befriedige 
alle Bedürfnisse des Staatshaushalts. 

Die Debatte über diese und ähnliche Anträge nahm einen 
ungeheuren Raum in der Diskussion ein , ohne indes die Re- 
gierungron ihrem Projekte abzubringen. Aber Thiers konntedoch 
daraus ersehen, dafs Handel und Industrie geschlossen gegen das- 
selbe auftraten. Nur zwei Deputierte dieser Richtung, Deseilligny 
und Büffet (rechtes Centrum) liefsen sich zu kleinen Zugeständ- 
nissen bewegen. Sie gaben zu, dafs gewisse Waren, die nicht 
in die grofse Industrie einträten, ohne grofsen Schaden ver- 
zollt werden könnten, wie Federn, Wachs, Eier, Butter, Käse, 
Fischbein, Korallen, Schwämme, Tafelfrüchte, Kampfer, Aloö 
— alles Prndfikte, die für die A umfuhr weni'j: in Betracht 
kamen. Die von ihnen geforderten Zölle waren weniger 
Rohstoff-, als Fabrikatzölle, da diese Waren sofort in den 
Konsum übergehen. — 

2. Interesse der Landwirtschaft. 

Aber diese Unterstützung der Regierung war nur gering. 
Thiers suchte deshalb auf andere Weise Anhang zu gewinnen. 
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indem er die Debatte Yon dem Gebiet der Industrie auf das 

der Landwirtschaft liinttber zu ziehen suchte. Er erklärte auf 
die Gefahr hin, damit die noch scliluinmerndcn (Tcister der 
principiellen Verteidiger des Schutzzolls oder Freiliandels zu 
wecken : , Ja , ich bin Schutzzöllner" ; aber er setzte hinzu : 
^docb bin ich es nicht in dieser Frage/ Ganz zufällig kiimen 
bei dem Gesetz Scbutzmarsregeln ftlr die Landwirtschaft heraus. 
Aber Thiers begnügte sich nichts seine wirtschaftlichen Ober^ 
seagungen blofs anzudeuten, sondern räumte ganz offnen ein: 
„Diese Steuer ist, für die Land\virt?^ehaft besonders, eine un- 
erläfsliche Hilfe; und ich könnte beweisen, dafs Sie not- 
wendi^rerweise oline eine Veränderung in der ländlichen 
Gesetzgebung früher oder später dahin geführt werden, die 
Land Wirtschaft anders zn schtttsen, als sie es in diesem Augen- 
blicke ist.*^ 

Ähnlich empfahl er den Wollzoll: ^Ich frage jedermann, 
glaubt man, dafs die franziisische Landwirtschaft nuf die Dauer 
ohne einen Schutz der Wolle möglich ist?" 

Der Finanzminister Pouyer-Quertier erklärte sogar: Die 
Landwirtschaft brauche eine Kompensation für ihre hohen 
Lasten. „Die Bewilligung oder Verweigerung dieser Kom- 
pensation ist ihr Leben oder ihr Tod!" 

Diese Stellungnahme der Regierung hatte einigen Erfolg. 
Die Sprecher der Agrarier: ßara£:non (Monarchist), Vingtain 
freclites Centrum) und Guichard (Linke) erklärten sich rück- 
lialtlos für dieselbe. Vin<rtain Ix^souders suchte die Kammer 
zu überzeu|n:en , dnfs nlme Unterstützung der Landwirtsciiaft 
auch die Industrie leiden würde, weil 1. die Lebensmittel für 
die industrielle Bevölkerung sich verteuern würden und 2. die 
Landbewohner aafser Stand gesetzt wtlrden, hinreichend in- 
dustrielle Fabrikate zu konsumieren. — Woll- und Lederzölle 
seien unbedingt notwendig, da in der Zeit von 18G2 — 1868 
die Menge französischen Sehafviehs um 3 Millionen, die Anzahl 
der Rinder um 78 000 Stück zurückgegangen wäre. Aufser- 
dem hütte der deutsch- französische Krieg den Viehstand um 
weitere 100000 Stück vermindert. 

3. Debatte über die gesamte Handelspolitik. 

Diese Hervorkehrung der landwirt.sch;iftlic-lien Kotlage 
reizte natürlich einerseits die «jer^chworenen Freihändler, anderer- 
seits aller auch die schutzzöllneriscli gesinnten Industriellen, 
sodafs sich die Debatte bald nicht mehr um das Zollprojekt, 
sondern überhaupt um die französische Handelspolitik drehte. 

Der Fmhttndier Dussaussoy (Bonapartist) aus Calais ver- 
teidigte nachdrücklich die napoleonische liberale Politik. Der 
Schutzzoll wünle einen Abbruch der Beziehungen mit England 
und damit im Zusammenhang einen Rückgang der heimigchen 

3* 
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Fabrikation bringen. Dio Folgen wurden Arbeitereiend und 
Masscnstrikes sein. 

Für die Schafzucht wäre nicht Wolle, sondern Fleisch 
die Hauptsache. j^Der Zoll, mit dem man die Wolle treffen 
will, ist ein Zoll, der keine der erhofften Wirkungen hervor- 
bringen wird und zum Endergebnis die Verringerung der 
Fabrikation unserer Gewebe und die Schildigung unseres aus- 
wärtigen Marktes hinsichtlich dieser Artikel liaben wird." 
Die grofse Industrie hätte die Importe unl)edingt nötig. iSonst 
würde sie nach Belgien übersiedeln, wo die liohstotic l'rei seien. — 

Vom Schutzzollstandpunkt wiederum betonte der WoU- 
industrielle Leuren t (Rechte) unter grofsem Beifall: „Der 
Ackerbau ist die Amme Frankreichs, sagt man. Aber auch 
die Industrie, diese Tochter des modernen Geistes, ist eine 
der Brüste Frankreichs." — 

Der Deputierte Giiiraud (linkes Contrum) zeigte zahlen- 
mäi'sig das Aufsteigen der Industrie und überhaupt des Volk.^s- 
wohlstandes in der napoieouischen Ära. Die Industrie hätte 
im Mittel der sechs Jahre yor 1860 mit 133679 Pferdekräften 
gearbeitet, im Mittel der sechs Jahre nach 1860 dagegen mit 
231 971 Pferdekräften. Die Zahl der Sparkassenbücher wäre 
in der gleichen Zeit (Mittel der sechs Jahre vor und nach 1S60) 
von 9972861 mit 126 Mill. fr. Eink^e auf 10516308 mit 
177 V'2 Mill. Fr. Einlage gestiegen. 

Die Landwirtschaft hätte keinen ZoUscliutz nötig. Ihre 
Not käme nur von dem Mangel an Arbeitern. Dieser wiederum 
rühre her 1. von den grofsen Arbeiten in Paris (Festungs- 
bauten), 2. Yon den erhöhten Heereseinstellungen und 8. von 
den gesteigerten Löhnen, die in den Städten infolge der teueren 
Lebensbedingungen gezahlt würden. — 

Die Srhutz^ollbedürftigkeit der Industrie erläuterte noch be- 
sonders eingehend der Abgeordnete Arabroise J o u b er t (rechtes 
Centruni). Die Industrie hätte Kohlen, Maschinen, Arbeiter 
und KohstoÖe nötig. Xun bezöge sie bereits Kohlen und 
Maschinen teurer us die englische Konkurrenz. Aufserdem 
sei der französische Arbeiter zwar billiger, aber ungeschickter 
und leistungsanfkhiger als der englische. Deslialb koste die 
Arbeit trotzdem mehr. Sollte nun noch eine Verteuerung der 
Rohstoffe hinzukommen, so müfste die Iiulustric vor der Kon- 
kurrenz die Waffen strecken. Im Norden beständen z. B. 
Industrieen, die überhaupt nur wegen der Importe von belgischem 
Werg errichtet wären. Sonst hätte in der Sackfabrikation die 
Jute bereits zum gröfsten Teile den heimischen Flachs und 
Hanf verdrängt 

y) PlnanzpolitiBche Seite. 

Die Grofsindustrie versagte also vollkommen. Selbst die 
Schlagwörter „Schutzzoll'', ,|Au8fuhrprämie'' übten nicht die 
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erhoffte WirkuiKj^ nn^. Angesichts dieser Sauhinge bemühte 
sich fln* RegioriiiTg meiir und mehr, den finanzpolitischen 
Gesichtspunkt der Vorhige als ausschlaggebend hinzustellen. 

„Da» ist nicht meine Steuer," betonte Thiers, „das ist die 
Steuer der Notwendigkeit/ Er ging dann in der aiufilhr- 
Üchsten Weise Bftrotliche Zweige der Staatseinnahmen dnreh 
und zeigte, wie bereits Überall die gröfste Sparsamkeit herrschte. 
Die Finanzverwaltung hätte nicht weniger als 120 Mill. fr. 
Reduktionen im Budget vorgenommen. Nnr das Kriegsbudget 
ginge, ohne Frankreichs gänzlichen Verfall, nicht zu verringern. 
Ebenso sei die Amortisierung der Anleihe bei der Bank von 
Frankreich mit 200 Milk tV. jährlich nicht zu umgehen. 
Anderenfalls wäre der Zusammenbruch der Bank zu erwarten. 
Thiers kritisierte dann der Reihe nach sämtliche von anderen 
Seiten geraachte Steuervorschläge. £r erklärte sieb sogar 
bereit, auf einzelne derselben, wie auf die Ausdehnung des 
Papierstempels auf die bisher steuerfreien Zeitschriften, auf 
allerlei Luxussteuern, vielleicht auch auf eine geringe Er- 
höhung der Salzabgaben einzugehen. Aber mit Entschieden- 
heit sprach er sich gegen jede Besteuerung des Geschäfts- 
umsatzes, der beweglichen Werte^ der Fabrikate aus, weil eine 
solche Steuer die vollständige Staatsaufsicht (exercice universal) 
für alle Zweige des Handels nötig machen und dadurch seine 
Entfaltung auf Schritt und Tritt hindern würde. Der Entwurf 
einer allgeiiieinen Einkommensteuer vollends bedeutete fiir ihn 
nichts weniger als die direkte Kintulining des Socialismus 
durch die Steuer. Thiers entsprach mit dieser Auffiissung 
augenscheinlich der Meinung der Kammermehrheit Denn es 
fmd sich eigentlich nur der £lsässer Scheurer^Kestner 
(Republ. Union), der ihm darin widersprach: „Ich sehe nicht, 
dafs die Völker, welche bei sich die Einkommensteuer ange- 
nommen haben, unter dem Übermais von Socialismus zu Grunde 
g^angen wären." 

Es blieben nach der Auffassung der französischen Re- 
gierung also nur Zusatzdezimen uut alle Steuern oder Zoll- 
erhöhungen übrig. Den Weg der^ Steuerzuschläge erklärte 
indessen Thiers .nur im Notfälle einschlagen zu wollen, weil 
sämtliche bestehenden Abgaben bereits sehr hoch geschraubt 
wären. Dagegen sei das Projekt der Rohstoflfverzollung 
1. leicht und kostenlos durchzuführen, 2. durch di^ Krfahrung 
vor 1860 gerechtfertigt. Die Staatseinnahmen ruhten damit 
jedenfalls auf sicherer Grundlage, weil der Kückzoll keines- 
wegs die Zolleinnahmen wieder annullieren würde. Die Steuer 
hätte ferner den Vorteil, sich fast unmerklich auf die ganze 
Masse - der Steuerzahler zu verteilen. Das Hemde des Arbeiters 
w(irde höchstens um zwei Bous, ein baumwollenes Kleid um 
sechs Sous teurer werden. Thiers schlofs seine Rede mit den 
Worten: „Wenn Sie diese Steuer nicht bewilligen, so weila 
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ich keine andere; ich bin am Ende der Wege, ich kann iiinen 
nur wiederholen, dafs ich keine andere Ililf'sqnelle kenne, als 
diese." Die Ablehnung wäre mit dein Verzicht überhaupt, 
die fransöBischen Finanzen zu ordnen, gleichbedeutend. ^Wir 
würden nur eine Nation von Schwätzern (dispateurs) sein, 
die, anstatt einen grofsen Versuch zu untemenmeni nichts 
thun, als un£rachtbar zu diskutieren, ohne zu einem Ziel zu 
gelangen." 

In ebenso griindlk'her, wie austührlicher Weise verbreitete 
sich der Finanzminister Pouj'er-i^uertier als einer der letzten 
Redner über das Projekt: 

Der Staat hätte die Pflicht, die Anleihe bei der Bank ku 
amortisieren, da diese ein Privatinstitut sei. Der Vorschlag 
des Grafen Douhet (äufserste Rechte) und anderer, die Bank 
einfach gar nicht zu bezahlen , sondern zn verstaatlichen und 
die Schuld auf die schwebende Öclmld des Staates zu über- 
neiimen, sei nicht angängig. 

Der oberste Grundsatz der Regierung bei der Ausarbeitung 
des Gesetzes wäre gewesen: Kein Zoll auf die Volksnahrung, 
d. h. auf Brot, Fleisch und Salz! Ebenso: Kein Zoll auf die 
wesentlichsten Arbeitsbedingungen, d. Ii. keine Belastung der 
Nährstoffe der Industrie, Eisen und Kohle! 

Aber ganz leer könne die französisclio Arbeit aurli Glicht 
ausgehen. Jeder Zweig der Volkswirtschaft müsse nach den 
Kriegsverlusten zur Gesundung des Ganzen beitragen. 

Die Mifsbräuche bei der admission temporaire hätte das 
Dekret des früheren Finanzministers Büffet abgestellt. Die 
zeitweilige freie Zulassung, die darnach nur bestimmt namhaft 
geniachten Fabriken mit der Bedingung der Wiederausfuhr 
derselben Stoffe nach der Veredelung erlaubt wäre, würde 
auch den Ausfuhrhandel zur Blüte bringen. — 

^ Vertragspolliiwdie Seite. 

Es ist nicht unmöglich, dafs Thiers und Po uy er- Quertier 
mit ihren Yon patriotischem Geiste getragenen und von der 
Überzeugung der Staatsnotwendigkeit e^lltcn Reden eine 
parlamentarische Mehrheit für sich gewonnen haben würden, 
wenn nicht der vertragspolitische Gesichtspunkt sich immer 
mehr als die Klippe gezeigt hätte, an der der Entwurf 
scheitern mufste. 

Es handelte sich um zwei Fragen: 1. Sind überhaupt 
Zolle auf die Rohstoffe in Verbindung mit drawbacks nach 
den Bestimmungen der Verträge möglich? und 2. Wenn sie 
ausgeschlossen sind, ist es dann besser, die Verträge zu 
kündigten oder durch Verhandlungen mit »Vn fromdon Mächten 
ohne Kündigung Änderüngren der Tarife zu errciclion ? 

Diese zweite Frage, weiche erst später bei einem Antrage 
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Johnston brennend wiirrle, will ich jedoch jetzt ausschalten, 
weil sie nachher noch im Zusammenhang mit den diplomatischen 
Verhandlungen zu erörtern i^t. 

Thiers war von der principiellen Möglichkeit der ZoU- 
erhöhungen mit Rückzöllen Oberzeu^. Kur über die WAie 
der betreffenden Zölle glaubte er mit den fremden Regierangen 
verhandeln zu müssen. Sein Finanzminister schien eher den 
Grlnulen der Opposition geneigt zu sein, wie aus seiner späteren 
Stell ims^^Tiidnne hervorgeht. Aber er trat mit keinem Wort 
dem öLaut><jherhaupt entgegen. 

Die Frage ist nicht leicht zu entscheiden, weil die Be- 
atimmungen der Handelsverträge mit Grofsbritannien, auf denen 
sie beruht, «sehr mangelhaft rraigiert sind und recht wohl eine 
doppelte Auffassung zulassen. Der Wortlaut If r Verträge 
gestattet zueifoUos ZoUerhöhungen seitens eines der Vertrags« 
Staaten ohne weitere Verhandlungen. 

In Fi"ankreich bestjuid nMnilich neben dem alten deneral- 
tarif und dem Vertragstarit noch ein sogenannter tarif com* 
pensatear. Dieser fufst auf dem Artikel 0 der französisch» 
englischen Konvention vom 2B. Januar 1860 , worin es heifst: 
9& ist zwischen den hohen, vertragschliefsenden Mächten 
vereinbart, dafs, wenn eine von ihnen es für notwendig hält, 
eine Acciseabgabe oder eine Steuer atif ^'nen Artikel ihrer 

nationalen Produktion oder B^ibrikation zu errichten, 

der ausländische gleichartige Artikel bei der Einfuhr mit einer 
gleichen Abgabe gelrotten werden kann/ 

E» durften also bei jeder Erhöhung der inneren Steuern 
kompensatorische Zölle auf die entsprechenden importierten 
Waren gelegt werden. Umgekehrt mufste, wie der Artikel 3 
der Zusatzkonvention vom IC. November 1860 noch besonders 
festleg-te , der kompensatorische Tarif bei einer Herabsetzung 
der Inlandsteueru in gleichem Mafse mit diesen erniedrigt 
werden. 

Frankreich hatte nach diesey Bestimmungen , wie der 
Herzog Decazes, Ciapier, Büffet und besonders Johnston hervor- 
hoben, durchaus kein Recht, die Rohstoffe des Auslands zu 
belasten, ohne zugleich die französische Produktion von Wolle, 
Seide, Leder, öl u. s. w. zu treffen. Thiers sab dii s auch 
vollständig ein und ging deshalb mit aller Schärfe gegen das 
Projekt der I »udgetkommission vor, indem er es als den Ver- 
trägen zuwiderlaufend erklärte. 

Er hielt indessen die von der Regierung geplanten, viel 
höheren Rohstoffzölle Air ganz korrekt, weil sie in Verbindung 
mit ;drawbacks eingerichtet werden sollten. Dabei stützte er 
sich auf den Artikel 8 der Konvention vom IG. November, 
welcher besagte: ^ ... Es bleibt . . . vereinbart, dafs, wenn 
drawbacks . . . Produkten französischer Fabrikation bewilligt 
werden, die Zölle, welche die gleicliartigen Produkte britischer 
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Herkunft oder Fabrikation belasten, um eine dem Betrage 
dieser (Irfiwbficks gleiche Zusatzabgabe erhöht werden". 

Thiers hielt es demnach für völlig gesetzmäfsig , nouo 
Zölle einzuführen, wenn er nur zugleich Rückzöüe auf die 
mit den iiemden Rohstoffen hergesitellten Fabrikate festsetzte. 
£r vergafs aber, d&Ts dieser Artikel S nicht selbständig da- 
steht, sondern nur im Zusammenhang mit anderen Vertrags- 
bestimmungen zu verstehen ist. Frankreich durfte sicherlich 
die Zölle erhöhen , sobald drawbacks in gleicher Höhe ein- 
gefülirt waren. Aber unter welcher Bedingung konnten denn 
die drawbacks eingerichtet werden V — Doch nicht bei Zoll- 
erhöhungen. Nach dieser Auffassung hätten die Zölle infolge 
der Rückzölle, die Rückzölle wieder infolge der Zölle und so 
fort ohne Ende in die Höhe geschraubt werden können. — 
Offenbar aber ging der Sinn der Verträge dahin, dafs St^er- 
rflckgaben für die Ausfuhr (drawbacks) nur im Falle der Ehr- 
höhung innerer Abgaben, wie indirekter Steuern, bewilligt 
wer den durften. Dann waren auch ZoUe, und zwar in der 
Hübe dieser drawbacks zulässig. 

Indessen geht das Widersinnige der Thiersschen An- 
schauung nur aus dem allgemeinen Geist der Verträge hervor, 
während ihr Wortlant seine Auffassung rechtfertigen könnte. 

e) SchluTsanträge und KegierungBkriBia. 

Thiers blieb jedenfalls auch den hartnäckigsten Angritfon 
gegenüber fest bei aeiner Meinung und verlangte die Ab- 
stimmung über das Regierungsprojekt. Der Minister des 
Inneren, Casimir-P^rier, hielt angesichts diteer Sachlage eine 
Katastrophe für &st unvermeidlich. Deshalb veranlalste er den 
Deputierten Barthe (Linke) zu einem Vermittlungs verschlag, 
welcher dahin ging, principiell die Zölle auf die Rohstoffe als 
norw<^!idige Ergänzung der St^iatseinnahraen anzunehmen, aber 
zuvor zum Studium der Zolltarife eine neue Kommission ein- 
zusetzen. 

Ein anderer Deputierter, Lucien Brun (^Aiüuarchist, 
klerikal), verlas gleich darauf im Namen von Lyoneser Fabri- 
kanten und Yon Vertretern anderer industrieller Oentren eine 
Erklärung, wonach sich Handel und Industrie bereit zeigten, 
die vom Fiskus verlangten 165 Mill. fr. zu liefern, aber nur 
mittelst einer Steuer auf die Ziffer der Oeschnftsumsätze. 

Thiers lehnte diese Steuer mit dem Hinweis darauf ab, 
dafs die Antragsteller durchaus nicht das Recht und den Auf- 
trag hätten, im Namen von Handel und Industrie eine solche 
Erklärung abzugeben. Er stellte die Vertrauensfrage und be- 
zeichnete höchstens den Antrag Barthe als annehmbar. 

Dieser Antrag wurde jedoch von der Ijlationalversammlung 
mit 900 gegen 318 Stimmen verworfen, und statt dessen mit 
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367 gegen 297 Stimmen ein Antrag Feray (linkes Centrum) 
angenommen : 

„Die Nationalversammlung beschliefst, unter Wahrung des 
Princips einer Steuer auf die Rofastoffe, daCs eine Kommission 
von 15 Mitgliedern die vorgeschlagenen Tarife und die hin- 
sichtlich dieser Steuer erhobenen Fragen prUfen wird, auf 

welche sie aber nur im Falle der Unmöglichkeit, den Staats- 
haushalt auf andere Weise richtig zu stellen , zurückzu- 
kommen hat." 

Thiers verliefe daraufhin die Kammer und reiciUe am 
folgenden T^e, dem 20. Januar 1872, seine Entlassung als 
Präsident der Republik ein. 

Aber die monarchistische Eammermehrheit fürchtete diO 
Gefahren einer konstitutionellen Krisia, weil ihr der Augenhlick. 
die Verfassung nach ihrer Anschauung umzugestalten, so bald 
nach den Erschütterungen cIca Krieges und der inneren Wirren 
und bei der seidechten Finanzlairo des Staates, noch nicht ge- 
kommen zu sein schien. Sie ieiinte das Gesuch ab. Zugleich 
sprach die Kammer infolge eines Antrages fiatbie (rSohtes 
Centrum) dem Staatsoberhaupt das volle Vertrauen der National- 
versammlung aus. Ein Zuaatzantrag Deseillignj (rechtes 
Centrum) machte „einen neuen Appel an den Patriotismus 
des Präsidenten der Republik''. 

Thiers zog infolgedessen seine Entlassung zurück, ohne 
jedoch seine wirtschaftspolitischen Überzeugungen aufzugeben. 
Auch hinsichtlich seiner Steuerpläne blieb er auf dem einmal 
verfochtenen Boden stehen. 
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Am 6. April 1874 wunle ich zu Spandau als Sohn des 
damaligen Majors und Unterdirektors, späteren Obersten der 
Artillerie und Direktors der Königlichen Geschützgiefserei 
Julius Rausch und seiner Gemahlin Lucia, geb. Funck ge- 
boren und auf die Namen Ernst Julius Ewald getauft. Ich 
gehöre der evangelischen Kirche an. Meine Ausbildung genofs 
ich zuerst auf dem Spandauer Stadtgymnasium; im April 1888 
wurde ich Alumnus der Königh'chen Landesschule Pforta, von 
der ich im September 1894 das Reifezeugnis empfing. Bald 
darauf wurde ich auf der Friedrich Wilhelms- Universität zu 
Berlin immatrikuliert. Meine Studien waren zuerst auf die 
germanische Philologie und die französische Sprache gerichtet, 
doch beschäftigte ich mich daneben bereits mit der'politischen 
Ökonomie, einem Fach, das ich dann zu meinem Lebensberuf 
erwählte. 

Meine Lehrer auf der Universität Berlin, die ich ohne 
Unterbrechung besucht habe, waren die Herren: Delbrück, 
Lasson, Meitzen, Paulsen, Erich Schmidt, Gustav Schmoller, 
Sering, Stumpf, Tobler, Heinrich von Treitschke (j), Adolf 
Wagner, Weiniiold. — Herrmann, Hintze, Jastrow, R. M. Meyer, 
Schultz-Gora, von Wenckstern. 

Allen diesen meinen hochverehrten Lehrern, insbesondere 
den Herren Professoren Gustav Schmoller und Adolf W^agner, 
will ich an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank aus- 
sprechen. 

Ernst Rausch. 



Thesen 



I. 

Die internationale Doppelwährung wird die Getreide- 
einfuhr nach Deutschland nicht hemmen, sondern fördern. 

II. 

Die Zahlen der Handelsbilanz geben unter anderem schon 
deshalb ein unrichtiges Bild, weil sie die im auswärtigen 
Handel gemachten Gewinne nicht berücksichtigen. 

m. 

Die sich in der Zukunft mit Notwendigkeit immer mehr 
steigernde Erhöhung der Wehrkraft des deutschen Reiches 
verlangt eine Reform des Reichssteuersystems. 
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